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Anhang.

Beschäftigung sichern - aber wie?
Die letzten Jahre haben deutlich gemacht, dass auch in der Bau- uno
Holzwirtschaft die bestehenden Arbeitsmöglichkeiten keineswegs garan-
tiert sind. Bedingt durch konjunkturelle schwankungen, Rationalisierung
und einer stagnation der Nachfrage sind die Arbeitsplätze zunehmend
unsicherer geworden. Die GBH ist der Auffassung, dass das heute beste-
hende Angebot an Arbeitsplätzen in der Bau- und Holzwirtschaft erhalten
bleiben muss. ln den folgenden Abschnitten sollen Mittel und weqe auf-
gezeigt werden, wie dies geschehen kann.

Arbeitsplatzentwicklung und Bauvolumen
Die jüngste Rezession hat zwar die Bauwirtschaft nicht so schwer getrof-
fen wie die Krise der Jahre igTs/76. Die Beschäftigtenzahl ist aber doch
wieder um über zehn Prozent zurückgegangen, was ungefähr 20 o0o ver-
lorenen Arbeitsplätzen entsoricht.
Der permanente Rationalisierungsprozess trägt auch im Baugewerbe
dazu bei, dass immer mehr Bauleistung mit weniger Beschäftigten ausge-
führt wird. so waren die Bauinvestitionen unter Abzug der Bauteuerung
1981 fast genau gleich hoch wie 1971 . Dieses gleiche Bauvolumen wuroe
aber 1981 mit 64 000 oder 2s Prozent weniger Erwerbstätigen erarbeitet
als 1971 .

Hinzu kommt, dass grosse lnfrastrukturvorhaben der letzten Jahre, wre
z.B. die Abwasserreinigungsanlagen und der Nationalstrassenbau am
auslaufen sind. Neue, längerfristige und sinnvolle Bauvorhaben der
öffentlichen Hand konnten mangels politischer Entscheidungen oder
mangels finanzieller Mittel noch nicht in Angriff genommen werden.
Die Bedeutung der öffentlichen Bautätigkeit fùr die Bauwirtschaft zeigl,
dass sich die GBH für einen gesunden Bundeshaushalt einsetzen uno oer
Abbaupolitik bürgerlicher Kreise sowie dem Ruf nach .weniger staat,
entgegenstellen muss. Der öffenilliche Bau, aber auch die öffeniliche För-
derung des wohnungsbaus ist für längerfristige Sicherung der Arberts-
plätze wichtig.
Für die längerlristige sicherung der Arbeitsplätze in der Bauwirtschaft
sieht die GBH zwei wesentliche Ansatzpunkte'

- Wenn immer mehr Bauvolumen pro Arbeitskraft geschaffen wird, muss
die Arbeitszeit sinken, um eine bessere Verteilung des vorhandenen
Arbeitsvolumens zu erreichen und die wegrationalisierung von Arbeits-
plätzen zu verhindern. Hier steht die Verkürzung der wöchenilichen
Arbeitszeit im Vordergrund. Aber auch die Verkurzung der Lebens-
arbeitszeit über das Herabasetzen des pensionsalters, längere Ferren
und Bildungsurlaub sind anzustreben.



- Das heute bestehende Bauvolumen ist zu erhalten. Dabei soll nicht
Arbeitsplatzbeschaffung um jeden Preis, z.B. um den Preis einer weite-
ren Umweltzerstörung betrieben werden. Es gibt jedoch zahlreiche
Bereiche neuer Beschäftigungsmögìichkeiten fÚr Bauìeute, die einem
echten Bedarf entsprechen und sozial nützliche und umweltgerechte
Projekte umfassen. Vor allem dìe öffentliche Hand hat dafur zu sorgen,
dass die Bauinvestitionen in diese Bereiche gelenkt werden.

Arbeitsplätze durch alternatives Beschäftigu ngsprogramm
Allein der Produktivitätsfortschritt im Baugewerbe bewirkt, dass trotz
gleichbleibendem Bauvolumen bis Ende des Jahrzehnts weitere zehn- bis
zwanzigtausend Arbeitsstellen im Baugewerbe verloren gehen können.
Durch die Einführung der 4O-Stunden-Woche könnte der grösste Teil die-
ser Stellen, nämlich ca. 15 000 Arbeitsplätze, gesichert werden.
Ebenfalls ist das Niveau der gegenwärtigen Bautätigkeit zu erhalten.
Alternative Bauvolumen in sozial nützlichen und umweltgerechten Berei-
chen sind genügend vorhanden, um alle Auftragsrückgänge im Tiefbau,
z.B. infolge des auslaufenden Nationalstrassenbaus, ersetzen zu können.
Dìe grössten und wichtigsten Bauvolumen, die auch aus der Sicht des

Umweltschutzes zu befÜrworten sind, fallen im Bereich der Energiespar-
massnahmen, des öffentlichen Verkehrs sowie der land- und forstwirt-
schaftlichen Strukturverbesserung an. BezÜglich Energiesparmassnah-
men ist ein zusätzliches lnvestitionsvolumen von ca. 11 Milliarden Franken
schon heute rentabel und könnte ca. 6000 Arbeitnehmer im engeren
Baugewerbe zusätzlich während 20 Jahren beschäftigen.
Der Ausbau des schwelzerischen Bahnsystems kÖnnte ebenfalls tau-
sende von Arbeitsplätzen sichern.
Auch der lnvestitionsbedarf im städtischen Agglomerationsverkehr, die
Renovation von Bahnhöfen, die Eliminierung von Niveauübergängen und
der dringende lnvestitionsbedarf der Privatbahnen würde ein weiteres
Beschäftigungsvolumen von mehreren tausend Arbeitsplätzen während
der nächsten 20 Jahre auslösen.
Für Strukturverbesserungen in der Landwirtschaft, insbesondere in der
Alpwirtschaft, besteht, ein lnvestitionsbedarf, der für 4000 bis 5000
Arbeitnehmer des engeren Baugewerbes während 20 Jahren Beschäfti-
gung bringen wÜrde. Auch die aus ökoìogischer und regionalwirtschaftli-
cher Sicht sehr sinnvolle bessere Waldnutzung und Walderschliessung
würde 15OO zusätzliche Arbeitsplätze im Bausektor sichern. Bedeutende
neue Beschäftigungsmöglichkeiten für Wald- und Holzarbeiter ergäben
sich hier durch Aufforsten von Brachland.
Weitere, zum Teil sehr bedeutende sinnvolle lnvestitions- und damit auch
Beschäftigungsmöglichkeiten bestehen in den Bereichen der Wohnbau-
sanierung insbesondere auch in wirtschaftlich bedrohten Regionen und

o

Berggebieten, der Verkehrsberuhigung und des Lärmschutzes, des Rad-
und wanderwegbaus, verschiedener öffenilicher lnfrastrukturaufgaben,
Hotelsanierungen, der invalidengerechten sanierung von Gebäuden, oes
Heimatschutzes sowie der Umweltpflege und des Naturschutzes.
wesentlich ist die Erkenntnis, dass Bauen nicht zwangsläufig Umweltzer-
störung bewirkt, sondern dass bedeutende Bauvolumen wie energietech-
nische sanierungen und lnvestitionen im öffenilichen Verkehr wichtige
Beiträge zum umweltschutz leisten können. Ein grosser Teil dieser
Bauinvestitionen wäre sogar im betriebswirtschafilichen sinn rentabel
und nicht von staatlichen Leistungen abhängig. Ein anderer Teil müssre
von der öffentlichen Hand finanziert oder mitfinanziert werden. Die Aus-
lösung dieser Bauvolumen scheitert in erster Linie an vorhandenen politi-
schen und wirtschaftlichen strukturen, deren Veränderung gerade aus
gewerkschaftlicher Sicht dringend gefordert weroen muss.

Zürich, im September 1983
Gewerkschaft Bau und Holz
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Die GBH hat bereits 1983 ein
Grundsatzpapier vorgelegt,
das versucht hat, die Siche-
rung der Beschäftigung in der
Bauwirtschaft mit ökologi-
schen Zielsetzungen in Ein-
klang zu bringen. lnzwischen
sind diese Diskussionen wei-
tergegangen. lm Moment ist
das <grüne Beschäftigungs-
programmD in Uberarbeitung
und soll insbesondere auch im
Hinblick auf die laufende Dis-
kussion über das Bodenrecht
(Stadt-Land-lnitiative) neue
Grundlagen liefern.

<Die neue Ennvicklunþ gibt uns

die Chance, die alten Konllikte
des letzten Jahrhunderts zLt ùber-
winden und anstelle dieses angeb-
Iich unüb e r w indb aren Ko nfl iktes

zwischen Kapital und Arbeit eine
neue soz.ialparlnerschaftlich
o rientierte G es el Ls chafis o r dnung
zu setzen: statt Klassenkampf
Partnerschaft, statt Konfronta-
tion Kooperation, statt Gleich-
schritt Vielfalt, statt schemati-
scher Regeln individ.uelle Wahl-
möglichkeiten. Durch die techno-
logische, wirtschafiliche und ge-
s ells chafis p o litis c he Entw icklung
ßt der Gegensatz von Kapital und
Arbeit überwunden worden; ge-
nau so kann es uns auch gelingen,

durch den Einsatz moderner
Technologien den Ge7ensalz von
Okologie und Okonomie zu
überwinden.>>
(Schweiz, Arbeitgeber-Ze¡tung 23, 9, Ju-
ni 1988)

Dieses Zitat zeigt deutlich auf.
wie sich Arbeitgeberkreise und
bùrgerliche Politike¡Innen das

neue, <postindustrielle> Wachs-
tumsmodell des Kapitalismus
vorstellen Auf der Basis der Fik-
tion einer neuen, klassenìosen
Gesellschaftsordnung soll der
Konsens zur Durchsetzung des

Wachstumsmodells gefunden
werden. Die ökologische Frage
wird in diesem Modell scheinba¡

darität) Solidarität mit wem?
<Wir, sind angewiesen . auf
Korìiumenten, die umweltbe-
wusste lJnternehmenspolitik ho-
norieren und auf Sozialpartner,
die bereit sind, die Lasten mitzu-
tragen, die der Wirtschaft aufge-
bürdet werden> e¡k.lärte K¡auer.
Damit ist das mit de¡ Solidarität
klargestellt.

Leide¡ sind es nicht nu¡ Ver-
treterlnnen der Kapitalseite, die
sich durch einen solchen neuen
Wachstumspakt die Lösung der
ökologischen Probleme erhof-
fen. Auch innerhalb der alterna-
tiven und grünen Bewegung gìbt
es nicht wenige <Modernisten>,
welche die soziale Frage als ge-
löst oder zweitrangig ansehen
und auf die Interessenidentität
mit dem Kapital bauen Aus-
druck eine¡ solchen Haltung ist
beispielsweise die Nein-Parole
der Grünen Pa¡tei zur Initiative
für die Herabsetzung des AHV-
Alters, mit der sich die GPS auch
als potentielle Biindnispartnerin
de¡ Gewerkschaften wohl für
längere Zeit ve¡abschiedet hat.

In der politischen Realitât bat
sich jetzt zwar gezeigt, dass die
Annäherung zwischen grünen
Modernisten und aufgeschlosse-
nen Kapitalvertretern nicht so

einfach ist Zu e¡innern ist hier
z.B. an den jüngsten Rechts-
schwenker grosser Teile der Bür-
gerlichen gegen die Koo¡dinierte
Verkehrspoìitik und gegen Ver-
kehrsberuhigungsmassnahmen.

OKOLOGISCHE
UND SOZIALE FRAGEN
VERBINDEN
Die Gewerkschaftspolitik der
nächsten Jahre darf sich nicht an
dem eigenarligen Solidaritäts-
Prinzip à la Ciba-Geigy orientie-
ren. Wi¡ müssen uns an einem
Gesellschattsmodell orientieren,
das wi¡kliche Solidarität in den
Mittelpunkt stellt, das heisst eine
Spaltung de¡ Gesellschaft in mo-
derne Aufsteigerlnnen und sol-
che, die die Zeúte für dresen
Aufstieg bezahÌon, verhindert.
Und dies auch im Sinne einer in-
ternationalen Solidarität, eln
Aspekt, der in der Okologiedis-
kussion leider immer mehr unter
den Tisch fãlÌt.

Dies bedeutel auch, dass wir

an der Forde¡ung nach A¡beits-
platzsicherheit und Verbesse-
rung der Qualität der Erwe¡bsar-
beit festhalten müssen, solange
es noch keinen Ersatz 1ür die exi-
stenzsichernde E¡werbsarbeit
gibt. Ein ökologischer Umbau
der Wirtschaft kann deshalb aus

unserer Sicht nicht durch einen
Ausstieg aus dem formellen Sek-
tor geschehen, sonde¡n nur
durch einen Umbau innerhalb
des E¡werbssektors. Gleicher-
massen ist aber auch klar, dass

wir nicht mehr an einer Arbeits-
platzerhaltung tm jeden Preis
festhalten können. Die Fo¡de-
rung nach Recht auf A¡beit im
Erwerbssektor muss vieh¡eh¡ er-
weite¡t werden zur Forderung
nach <Recht auf eine sinnvolle
Arbeit> in der gesellscìraftlichen
Produktion und de¡ Forderung
nach massiver Arbeitszeitve¡-
kürzung (in verschiedenen For-
men) zur längerfristigen Siche-
rung der Beschäftigung.

Zur Durchsetzung eines öko-
logischen Umbaus de¡ Wirt-
schaft ist es aus gewerkschaftli-
che¡ Sicht notwendig, auch Be-
schäftigungsalte¡nativen aufzu-
zeigen. Die GBH hat be¡eits vor
fünf Jahren erstmals das Modell
einer <grünen Bauwirtschaft>
vorgesetellt, das auch in das ge-
werkschaftliche Aktionspro-
gramm eingeflossen ist Inzwi-
schen ist das Thema <Arbeit und
Umwelt> in ve¡schiedenen Ge-
werkschaften diskutiert und wei-
te¡entwickelt worden. Bei zahl-
reichen Gelegenheiten hat sich
unsere Gewe¡kschaft auch aktiv
zugunsten grüner Anliegen en-
gagiert, so z.B zugunsten eines
Ausstiegs aus der Atomwirt-
schaft. Zur ZeiÍläuft die Diskus-
sion über die Stadt-Land-Initia-
tive an, über die Ende Jahr abge-
stimmt werden soll. Auch hier
geht es darum, nicht der verein-
fachenden Formel <die Initiative
gefährdet unsere Arbeitsplätze>
zu ve¡fallen, wie dies zt¡r Zeilvor
allem vom Baumeisterve¡band
beschworen wird. Vielmehr muss
atÍgezetgl werden, wie die
Schaffung und Erhaltung quali-
tativ möglichst hochstehender
Arbeitsplätze in der Bauwirt-
schaft mit den Anliegen günsti-
ger Wohnraumbeschaffung und
dem Landschaftsschutz verbun-
den we¡den kann.

SCHRUMPFUNG
DER BAUWIRTSCHAFT?
Wie verhält sich eine solche Poli-
tik, die sich an Vollbeschâftigung

<des neuen Typs>, also in \rsr_
bindung mrt dem ökologischs¡
Umbau der Wi¡tschaft orientiert,
zum Wirtschaftswacbstu¡¡
schlechthin?

Eine eindeutige Aussage lässt
sich hier nicht machen. Alterna_
tive Beschäftigungsprogramme
können kurzfristig durchaus ei_
nen Wachstumseffekt habe¡, ¿¿
es im Be¡eich der Luft- und Was_
serreinhaltung, des Landschafts-
schutzes, der Versorgung mit d1_
ternativenergien und im öffentli_
chen Ve¡kehr einen rìesigen Be_
darf gibt, den zu decken ökologi_
schen Zielsetzungen entspricht
und in vielen Sekto¡en auch ein
gewisser <Reparaturbedarf> be-

steht In vielen Regioner Euro-
pas - um hier jetzt nur voo oen

Industriestaaten zu sprechcn -
mit Arbeitslosigkeit r-rnd Armut,
gibt es zudem noch einen Mangel
an sozialer Grundversorgung,
der durch die Schaffung zusätzll-
cher, sinnvoller Arbeitsplätze
behoben we¡den könnte.

Okologischer Umbau de¡
Wi¡tschaft bedeutet natürlich
auch, dass einzelne Sektoren
schrumpfen müssen, wie zum

Beispiel die Rüstungsindustrie,
die Automobilindsutrie, der

Strassenbau usw. Dies führt abe¡

nicht zwrngsläufig zu einem

Rückgang der Wirtschaftstätig-
keit insgesamt und schon gar

nicht de¡ Arbeitsplätze Im Ge-

genteil: Verschiedene Studien
belegen, dass auch ein radikaler
õkologischer Umbau einen mas-

siven Beschäftigungseffekr be-

inhalten kann Die GBH-Studie
belegt, dass dies fù¡ die Bauwirt-
schaft in einem ganz besonderen
Mass zutreffen wird

In Verbindung mit einer Neu-

definìtion der Vollbesch äf tì gung

sowie weiterer sozialer Anliegen
wie Arbeitszeitverkürzung und

Humanisierung der Erwerbsar-
beit können Gewerkschafterln-
nen für eine grüne Wirtschafts-
politik gewonnen we¡den Dies

ist auch eine Voraussetzung, um

diese Anliegen realPolitisch
überhaupt durchzusetzen und

dem neuen Wachstumspakt des

Kapitals wirklich eine Alternali-
ve gegenùberstellen zu können

Denn zur Durchsetzung solcher

Forderungen braucht es Politr
sche Bündnisse, die ohne Gewin-

nung eines grosserr Teils der Ar-

beitnehmerlnnen und ihrer Or-

ganisationen kaum erfolgreich

sein werden. I
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Zinspol¡tik statt Wirtschaftspol¡t¡k
einige Betrachtungen zur Stabilitätspolitik der Nationalbank

Die Zinsen schnellen in die Höhe, die Mieten auch. Mitverant-
wortlich dafür - und dies gewichtig - ist die Stabilitätspolitik
der Nationalbank. Doch: was heisst das? Und: welche Alter-
nativen hätten die Gewerkschaften zu dieser Politik zu entwik-
keln? Hans Baumann* erklärt und schlägt Korrekturen vor-

Seit einiger Zeit sind die Zinsen in der Schweiz in Bewegung. Die
Zinssätze ftir kurzfristige Anlagen, die sehr rasch auf die konjunkturelle
Lage reagieren, haben sich seit 1987 nahezu verdoppelt. Die Zinssätze
für langerfristige Anlagen, also z. B. Obligationen und Hypotheken,
reagieren etwas langsamer und ohne ganz so grosse Ausschläge. Aber
auch sie haben sich bekanntlich in die Höhe entwickelt. Die Zinshausse
freut die Kapitalanleger, die für das von ihnen zur Verfügung gestellte
Geld mehr Zinsen erhalten. Leidtragende sind Mieter und Konsumenten,
welche mit höheren Mieten und einer steigenden lnflationsrate konfron-
tiert sind.
Neben anderen Einf lussfaktoren ist vor allem die gegenwärtige Geldpoli-
tik der Nationalbank für diese Zinsentwicklung verantwortlich. Die Na--

tionalbank begründet die restriktive Geldpolitik mit dem steigenden ln-
flationsdruck und der Notwendigkeit, die Konjunktur zu dämpfen. Diese
Politik hatte allerdings bislang nur mässigen Erfolg. Die lnflationsrate lag
in der Schweiz Ende 1989 uber dem westeuropäischen Durchschnitt
und die Kapazitätsauslastung von lndustrie und Bauwirtschaft hat das
volkswirtschaftlich erträgliche Mass längst überschritten. Aus gewerk-
schaftlicher Sicht müssen wir uns fragen, wie sich die Geld- und Zins-
politik der Nationalbank auswirkt. ob sie notwendig bzw. wirksam ist
und ob es eventuell Alternativen zu dieser Politik gibt.

* Hans Baumann, lic rer. pol., ist Zentraìsekretàr der Gewerkschaft Bau und Holz (GBH).

64

Zinshausse und monetäre Wirtschaftspolitik
Konjunkturpolitik in der Schweiz beschränkt sich zur Zeit fast aus-
schliesslich auf Geldmengenpolitik. Diese sogenannte (monetäre Wirt-
schaftspolitib geht von der Theorie aus, dass die Nationalbank ein
Geldmengenziel zu verfolgen hat, das der realen Wachstumsrate des
wünschbaren, längerfristigen Wachstumspfadesl der Wirtschaft ent-
spricht. Mit diesem Mittel soll das Preisniveau stabilisiert werden, ohne
dass der Staat direkt in den Wirtschaftsablauf eingreift Ebenfalls erfolgt
so eine gewisse Steuerung von lnvestitionen und Nachfrage, wobei
diese Wirkung der Geldmengenpolitik umstritten ist.
Nach dem Börsenkrach im Jahr 1987 erhöhte die Nationalbank die
G eldmenge ü berdurchsch n ittlich, um d ie erwartete Rezession aufzuf a n -
gen und die Wirtschaft anzukurbeln. Die Rezession traf dann nicht ein
und der Geldüberfluss führte zu einer Anheizung der Konjunktur. Die
Nationalbank trat deshalb gegen Ende 1988 auf die Bremse und ging im
Einvernehmen mit anderen Zentralbanken der lndustrieländer auf einen
restriktiven Geldmengenkurs. Dies geschieht jeweils durch die Erhöhung
des Diskont- oder Lombardsatzes2. Dies bedeutet, dass die Privatbanken
bei der Aufnahme von Krediten bei der Nationalbank mehr Zins bezahlen
müssen. Die Privatbanken werden dann ihrerseits höhere Zinsen verlan-
gen, wenn sie Kredite gewähren. Damit wird das Geld teurer und knap-
per, lnvestoren halten sich zurück. der Preisauftrieb wird gedämpft.
Soweit die Theorie.
Die Geldmengenpolitik der Nationalbank ist sicher die wichtigste Ursa-
che der gegenwärtigen Zinshausse. Die Schweizer Finanzmärkte sind
aber auch je länger je mehr von internationalen Entwicklungen abhängig
und das relativ niedrige Zinsniveau in der Schweiz ist daran, sich dem
internationalen Zinsniveau anzuoassen. das in den letzten zwei Jahren
ebenfalls angestiegen ist. Die Tendenz zur Angleichung der Schweizer
Zinssàtze an das internationale Niveau wird wahrscheinlich in Hinblick
auf den gemeinsamen europäischen Wirtschaftsraum noch zunehmen.

Ziel nicht erreicht
ln jüngster Zeit ist die Geldmengenpolitik der Nationalbank auch von
liberaler Seite kritisiert und deren Wirksamkeit wegen der stark gestiege-
nen Teuerung in Zweifel gezogen worden. Die Uberreal<tion der Na-
tionalbank nach dem Börsenkrach 1987 hing mit der allgemeinen Fehl-
einschätzung der Auswirkungen dieses Börsentiefs zusammen. 1988
war dann ebenfalls ein besonderes Jahr, da mit der Einführung des
neuen Clearing-Systems zwischen den Banken (SlC) der Zahlungsver-
kehr erheblich beschleunigt wurde. Die Umlaufgeschwindigkeit des Gel-
des wurde in einem Ausmass erhöht, das scheinbar von der Nationalbank
massiv unterschätzt worden war Externe Faktoren kamen hinzu, welche
die lnflation anheizten Neben den Preissteigerungen in anderen Län-
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dern in jüngster Zeit insbesondere der Kursverlust des Frankens gegen-
über der DM, der zu einer Verteuerung der lmporte und somit zu einem
I nflationsschub führte
ln Frage gestellt wird die Geldpolitik der Nationalbank auch wegen der
Folgen für den Hypothekar- und Liegenschaftenmarkt. Das Ansteigen
der kurzfristigen Zinssätze führt zu einer Umlagerung von längerfristigen
(vor allem Spar- und Depositengelder) zu kurzfristigen Anlagen. Die
Banken, welche 88 Prozent des Hypothekarmarktes beherrschen, ma-
chen nun geltend, dass die Finanzierung von Hypothekarkrediten durch
langfristige, günstige Gelder ständig abnimmt und so die Zinsmarge,
welche quasi den Verdienst der Banken ausmacht, sinkt. Damit rechtfer-
tigen die Banken die Erhöhung der Hypothekarzinsen.

Stabilitätspolitik auf Kosten der Mieter und Konsumenten

Das Hypothekargeschäft scheint sich aber für die Banken nach wie vor
zu lohnen. Seit 1 978 haben die Hyothekarguthaben der Banken um 1 63
Prozent (!) zugenommen. Seit 1987, also während der Phase steigender
Zinssätze, nochmals um 12,3 Prozent.
Durch den hohen Anteil der Miete im Haushaltsbudget der Konsumen-
ten und der quasi automatischen Uberwälzung der höheren Hypothekar-
zinse auf die Mieten schlagen sich die hoheren Hypothekarzinsen stark
im Konsumentenpreisindex nieder. Die Erhöhung der Zinsen von Alt-
hypotheken um 1 Prozent im Jahr 1989 hat sich im Novemberindex
bereits in einer Erhöhung der Konsumentenpreise um 0,9 Prozent nieder-
geschlagen. Da damit noch nicht alle möglichen Mietzinsaufschläge
berücksichtigt sind, ist ein weiterer mietzinsbedingter Anstieg der Kon-
sumentenpreise im Frühling 1990 zu erwarten.
Die Geldpolitik der Nationalbank wirkt also hier kontraproduktiv und
heizt die Teuerung an. Nun wird argumentiert, dass dies nur kurzfristig
zutreffe und dass die höheren Zinsen längerfristig die Nachfrage dämp-
fen und somit auch die Teuerungsrate senken würden. Selbst wenn dies
zutreffen sollte: Die Stabilitätspolitik wird so fast ausschliesslich auf
Kosten der Mieter und Konsumenten gemacht. Die Hochzinspolitik ist
verteilungspolitisch ungerecht: Sie belastet Mieter, Konsumenten und
die Besitzer selbstbewohnter Eigenheime, welche die höheren Hypozin-
sen nicht überwälzen können Kapitalanleger und vor allem natùrlich
auch die Banken gehören zu den grossen Gewinnern

Kontrolle des Baubooms nötig
Es ist erschreckend, wie wenig im Moment uber Alternativen zur Hoch-
zinspolitik der Nationalbank nachgedacht wird. Ein Grund mag darin
liegen, dass,seit ca. Mitte 1988 die Schweizer Wirtschaft tatsächlich
gefährliche Uberhitzungserscheinungen hat und ein Handlungsbedarf
deshalb offensichtlich ist. Besonders krass zeigt sich dies in der Bauwirt-
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schaft und am Liegenschaftenmarkt. Die Auftragsbestände und das Bau-
volumen sind mit Wachstumsraten gestiegen, die wir seit den sechziger
und siebziger Jahren nicht mehr gekannt haben. Die negative Auswir-
kung auf die Beschäftigten äussert sich in zunehmendem Zeitdruck uno
Stress, mehr Uberstunden, grösserer Unfallgefahr. Zusätzlich muss be-
fürchtet werden, dass der Bauboom das Baugewerbe tlber kurz oder rang
in die nachste Krise führt und Arbeitsplätze mittelfristig gefährdet.
Der Liegenschaftenmarkt weist ebenfalls typische überhitzungsmerk-
male auf. Durch den lnvestitionsboom vor allem im Dienstleistungsbe-
reich wurden die Liegenschaftenpreise stark in die Hohe getrieben. Die
lnflation fördert zudem die <Flucht in die Sachwerte), wodurch sich die
Bodenpreise nochmals erhöhen werden. Gleichzeitig ist der Leerwon-
nungsbestand auf ein Minimum gesunken und es gibt einen enormen
Bedarf an gtinstigem Wohnraum insbesondere in den Agglomerationen.
Die Hochzinspolitik der Nationalbank zielt denn auch insbesondere auf
die Bauinvestitionen. welche ohnehin den grössten Teil der Anlageinve-
stitionen ausmachen. Bis heute war aber die dämpfende wirkung relativ
bescheiden und dies trotz einer Erhöhung der Bauzinsen und der Zinsen
von Neuhypotheken um 1,25 Prozent innert eines Jahres. Ein Grund
hierfür liegt darin, dass die höheren Zinsen weder den öffentlichen Bau
noch den industriell-gewerblichen Bau stark beeinflussen. Der öffentli-
che Bau unterliegt vor allem politischen Entscheidungen. Die Bauinve-
stitionen von lndustrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben wer-
den oft selbst finanziert und richten sich nicht so stark nach den Kosten
sondern nach den Ertragserwartungen. Bleibt der Wohnungsbau,der am
ehesten den Zinsschwankungen unterliegt Hier wird aber nun ausge-
rechnet jener Teil der Bauwirtschaft getroffen, der ftìr einen echten
Bedarf produziert. Der Wohnungsbau wird zurückgebunden, obschon es
zu wenig Wohnungen gibt. Der Nachfrageüberhang nach Wohnungen
wird also nicht abgebaut. was sich mietzinssteigernd f ür die bestehenoen
Wohnungen auswrikt. Dadr-¡rch werden also die Mieter gleich doppelt
zur Kasse gebeten.

Es gibt Alternativen
Eine Alternative zur Hochzinspolitik der Nationalbank wäre eine Wii-
schaftspolitik, welche die lnvestitionsentscheide und damit den Kon-
junkturverlauf direkter beeinflusst Die <klassischen) Mittel hierfur sind
die Budget- und Fiskalpolitik bzw. die Steuerung der öffentlichen Bauin-
vestitionen. Schon der Nationalökonom Keynes hatte in den dreissiger
Jahren herausgefunden, dass Krise und lnflation nicht allein mit der
Steuerung der Geldmenge bekämpft werden können3.
Die GBH hatte bereits im Herbst 1988 einen entsprechenden Vorsross
gemacht und die Behörden aufgefordert, sich endlich <antizyklisch> zu
verhalten. Das heisst, in der Ausgabenpolitik zurückhaltend zu sein und
insbesondere nicht dringend benötigte Bauvorhaben aufzuschieben bis
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die konjunkturelle situation sich normalisiert hat. Zudem sollten realisti-
sche Terminvorgaben bei öffentlichen Bauvorhaben gemacht und über_
stunden-. Wochenend- und Nachtarbeit nur in Notfällen bewilligt wer-
den. Ebenfalls forderte die GBH arbeitsmarktpolitische und baurechtli-
che Massnahmen, um die private lnvestitionstätigkeit zu dämpfen So
sollte eine gewisse Verstetigung der Bauwirtschaft erreicht werden.
Leider wurde diesen Forderungen nur wenig nachgekommen, wenn
auch von Bund und einigen Kantonen positive Reaktionen kamen.
Grundsätzlich ist ein antizyklisches Verhalten bei den öffentlichen Kör-
perschaften in der Schweiz nicht aktuell. Es wird Geld ausgegeoen,
wenn es vorhanden ist. das heisst in der Hochkonjunktur, und gespart,
wenn weniger verdient wird und weniger Steuern anfallen. Viele Ge-
meinden senken zur ZeiI auch die Steuerfüsse, obschon Steuersenkun-
gen konjunkturbelebend wirken! Und die Wachstumsraten der öffentli-
chen Bauinvestitionen hielten in den letzten zwei Jahren wacker mit den
privaten Bauvorhaben mit. d. h. heizten die Konjunktur zusatzlich an.
Das Bundesamt für Konjunkurfragen, in der Vergangenheit mehrmats
bemüht, auf eine Verstetigung der Konjunkur hinzuarbeiten, verhielt sich
in jüngster Zeit auffallend passiv und beschränkte sich auf die Organisa-
tion von Kursen und Seminarien. Dort hat man es scheinbar aufgegeben.
in der gegenwärtigen Phase den Konjunkturverlauf aktiv zu beeinf russen
und überlässt dieses Feld ausschliesslich der Nationalbank.
Eine aktivere Konjunkturpolitik wäre aber unerlässlich, um der ver-
teilungspolitisch bedenklichen Hochzinspolitik der Narionalbank, die
überdies von der Wirkung her fraglich ist, etwas gegenüberzustellen. Die
Geldmengenpol¡t¡k hätte dann die Konjunkturpolitik allenfalls zu ergän-
zen. Die Verantwortung für die Stabilitätspolitik würde so zumindesrens
geteilt.
Den negativen Auswirkungen möglicher Zinssteigerungen ist zudem zu
begegnen, indem der Hypothekarzins der Preisüberwachung unterstellt
wird. Ebenfalls sollte der Ouasiautomatismus zwischen Hypothekarzins-
erhöhung und Mietzinserhöhung aufgehoben werden, wie dies zur Zeit
auch von den Mieterverbänden gefordert wird.

rUnter dem längerfristigen, wünschbaren wachstumspfad der wirtschaft versteht man ein
moder bei dem die Wirtschaft d. h.weder on aufweist. Es handelt s retì-
sches tischen Marktwirtschaft rcht.

2 Der Di zu dem die Nat¡onalban von
den Gescháftsbanken wechsel aufkauft Zum Lombardsatz werden von der Nationaìbank

_ Kredite gegen Hinterlegung von Wertschriften gewåihrt.
r Die Lehre von Keynes besagt, dass der Staat in der Krise mit höheren Ausgaben uno

Defiziten die wirtschaft ankurbeln, bei lnflation jedoch mit Einnahmenüberschüssen uno
höheren Steuern dämpfen müsse Dies war eine der Grundìagen der Wirtschaftspolirìk in den
fünfziger und sechziger Jahren.
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wirtschaftspol¡t¡k am Ende

Die GBH fordert beschäftigungswirksame Massnanmen

Entlassungen und
Betriebssch liessungen
sind zurzeit in der
Schweíz an der Tages-
ordnung.
Den Beschäftigten in
besonders krisen-
geschüttelten Branchen
müsste jetzt m¡t kon-
jun kturpolitischen
Massnahmen geholfen
werden, um einen
weiteren Arbeitsplatz-
abbau zu verhindern.
Wirtschaftspol itische
Massnahmen werden
jedoch keíne ergriffen.
Vern ünftige Vorschläge
gibt es kaum, auch
nicht von linker oder
<a lternativer>r Seite.
Lusser regiert unange-
fochten. Die GBH ist
mit ihren Forderunqen
im Moment allein. '

Das gJeichzerlige Auftreten
von Inflation und Rezessron
macht ratlos Die A-belts_
losigkeit hat seit den or ers_
srger Jahren einen neuen
Höchststand erreicht. Und
we¡¡ das BIGÄ wie irr ¿rri_
deren Ländern die A_rbeits_
losen gemäss international
gebräuchlichen Normen
e¡heben wür de, wär e in der
òcnwelz die offizielle Ar_
þertslosenrate etwa dreimal
so hoch, rn ei¡zel¡en I(a¡to_
nen bis zu lO prozent

In¡er1 eures Jahres slnd in
der Bau- u¡d Holzwifischaft
l0 000 Ärbeitsplätze ab_
gebaul worden. Haunrhc_
troffene sind im rr¿oiãit
Salsonarbeiter u¡d Grenz_
gänger, In den kommenden
Monaten werden vermehfi
auch die ,Arbeitsplätze
vonEirùreimischen bedroht
sern Von den verschiede_
nen Regionen weisen die
Kantone Genf und Waadt
ernen besonders starken
Ernbruch der Baukonjunk_
tur auf, Dorl ist dle Zal_l der
Ärbeilsplätze jm Barao-
werbe um 24 ¡zw. f Z pià-
zent zurückgegangen. Die
Wirlschaftsindikatoren las_
sen für die nächste Zukunft
noch keinen Wiederauf-
schwung erwanen. Der
Ablau von,Arbeiisplätzen
wrrd wertergehen.

Dabei soll nicht verschwie_
gen werden, dass die pro_
bieme des Baugewerbes
nicht nur allein auf konjud<_
tru-elle Ursachen zurückzu_
fi]hren sind Die Baukoslen
sutd n den letzten Jalren

angesliegenen Bodenprei_
sen erg.ibt sich deshalb
heute erne Situa.tion, in der
erne Neubauvrohnunq nicht
eurmal mehr fur mittlel.e
tinkommen erschwrnolich
isl. Ursache n t J," ¡ãf,ã"
Bau koslen ist insbesondere
ein imVerhältnis zum euro-
pärschen Ausla¡d Tiefes
Produktivitätsniveau Dies
als Resultat des hohen.A¡
teils von schlechT bezahìten
we n i g qua tifi ri ";;;;;i;ldischen Ä¡beitem, was den
Untemehmem in der Ver_
gangenheit ermögJicht hat,
au-f Rationalisienrngsmass_
nahmen zu verzichlen Zu

den Ursachen des hohen
Kostenniveaus gehören si_
cher auch die berechti,^r-
terweise g".tiegene;''A;-
sprüche bezuglich Schall_
dämmung, Wärmeisolation,
Entsorgrrng, der typisch
schweizedsche Bau-per_
fektionismus rm aìigemei_
nen some die zahlreichcn
ofl zu komplizierren Ëõ":
mentiemngen.

Mifl elfristig gesehen dräng1
srch fur die Schwelzer Bau-
wtrtschaft deshalb durch_
aus auch ei¡e Restrukturie_
nmg au_f , Aus grewerks chaft _

licher Sicht befurworlen
mr etne Liberalisierung
des Ä¡beitsmarktes unter
,Abschaffr,uig des Saison-
ruerstatuts u¡d die bessere
Durchìässigkeit zwischen
eurzel¡en Bauberufen und
Tätigkeiten, Nötig ist hier
eine konsequente Kampa-
gne zur Qualifiziemng der
Bautätigkeit die,Anpassung
der Qualifikationen an die
veränderlen Bedurfilisse
der Bauwirtschaft sowie die
Verbessenmg der Ärbeits-
bedingungen im Si¡me ei-
ner,A.ttraktivrtätssteiger rmg.

Die gegenwärtige Baure-
zesston rst aber vor allem
auch eine Foige der Llber-
hitzung des Baumarktes vor
1990 Die Notteidenden
solche¡ starken Konjudctur_
ausschläge srnd rmmer die
,{rb eitnehmeri¡rnen u¡rd Är-
beitnehmer. Die GBH sieht
desha]b nach wie vor ur der
Verstetiqmg der Baunach-

frage eme wchtige Aufga_j:e der Wirtschaflspolitik,
Die Wechselbäder, cienen
die Bauwirtschaft i¡ den
letzten Jahren ausgesetzt
war, srnd wesentlich auf die
Geldpolitr1< der National-
bank zunickzuführen, wel_
che mit ernem ubelstürzten
KurswechseÌ im Jahre I g8g
genau das Gegenteil einer
Verstetignrng erreichte Es
rct skandalös, wenn Na_
tionalbanlçr:äsident Lusser
von den A¡lteitnehmenn_
nen und ,A¡beitnehmern
ernen Verzicht auf den
Teuenrngsausgleich for_
defi, nachdem die National

Äuch die Aufhebung von
r ein protektÍonistischen Re-
geìu,rgen rn del Submis
sronspraxis ka¡t befürwor_
tet werden, sofem die Ein
half ung der Gesamtat-bejts-
verträge garantierl ist

Dle Ubernahme von EG
Bestlmmungen in ejnem
qememsamen Brnnenmarkt
würde eine solche mittel_
fnstige Erneuemngsslrale_
gre unterstützen, Bezeich_
nenderwelse wehren sich
die konservaTiven, klenge_
werbirch orientiefien Teile
der Bauwirtschaft deshalb
gegen den EWll,



bark massgebltch a¡ der
heutigen wiftschaftltchen
Siluation schuld ist Mi.t der
Forden-urg an Bu¡rd u¡rd
Kantone, i\us gabenldirzun-
ñên \¡ôrzrrnôhman rrm 

^i^rfrLrv¡fr utl uLg

Budgets auszugleíchen und
r-iie Te¡:enrnrr ìn rìcn Ç¡iff
zu bekommen, nunmT der
Geldpolitker Lusser so ern-
seltige PosLtjonen ern, wie

sie seit der grossen Krise
rìcr rìroiqqi¡or lrl¡raurELùùlgyr -.¡orrrc VOll
Okonomen nicht mehr
vertreten \&mrden. Dama_ls
meÌnlen dìe Wirtschafts-
poljtiker, dass die Krise be-
kämpft vverden konne, Ln

dem T,öhne r-resenì.t urd
staatliche Ausgaben redu-
zÌert werden TieferePrerse
u¡d Löh¡e sollten dazu fuh-
ren, dass wieder vermehn
private Investitionen getä-
Tigrt uld A-rbeitslsäfte etn-
gestelll werden, Die Folgen
dieser Pobtik waren be-
ka¡ntlicherweise verhee-
rend: Massenkaülaaft u¡d
staatljche Nachfrage bra-
chen zusammen, die Krise
war total,

Eine Ã-lternative zur Geld-
politil< der Nationalba¡k
wäre eine Wirtschaftspoli-
tik, welche die Investitions-
entscheide und damit den
Konjunktuwerlauf direkter
beeinflusst u¡rd damit min-
destens die Notenbanþoìi-
tik ergänzt, Hierfirr müsste

m die Trjckk-tste des r^nrten

alten Ökonomen K.';;;
gegriffen u¡d über öffentli-
che Ausgaben eine anti-
zyklische Frranzpolitik be-
trieben werden, welche
eine Stabilisierung der
Nach-frage garaniiert,

Die GBH hat deshalb an
ihrem Kongress nicht nur
elne rechtzeitige Locke-
rung der Geldpolitik, son-
dern von Bund u¡d Ka¡rto-
nen auch si¡nvolle Mass
nahmen zur Wiederankur,
be[Lng der Bautätigkeit ve r-
langl Zur raschenüberwin-
dung der gegenwärtigen
Baurezession u¡rd zur Ver-
meidung von sozialen Hãr
ten srrd solche schnell wir
kenden Massnahmen uner,
lässlich, Die GBH befindet
sich mit ihren relativ offen-
siven Forderungen aber
ziemlich alieur, Erne uber.
einsÏimmung mil den Un-
ternehmern gtbt es nur
bezilglich der Lockerung
der Geldpolitik Der SGB
möchte beschäftigungspo-
htische Massnahmen für ei-
ne <wlrkliche Krise> (warn
komml die?) aufsparen,
Von linker uld <alternati-
ver> Seiie g'rbt es viel K¡itk
an der Nationalbark, aber
kaum Vo¡schläge. Die Wlrt-
schaftslnstÍlute wre die Kon-
julkturforschulgsstelle der
ETH oder die Basler Är-
beits grrupp e fur Konj unktur-
forschr.ng 8,4,K ha_lten sÍch
ebenfalls vornehm zurück,
Ihre VorschÌäge - sofern
vo¡handen - gehen eher in
Richtung Strukturp olitik und
äìre1n zunehmend den De-
re gulierungspro grammen
im Stile von Schmidheiny/
Leutwiler

lnnerhall: der Linken 
'ndder Gewerkschaften war

elne Wiederaufriahme der
Diskussion um eine <a¡de-
re> Wirtschaftspolitik wohl
noch nie so dringend wie
heute.

T

Auszug aus der GBH-Resolution
zur Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik

Zur raschen überwindung der Baurezession und zur Ver.
me¡dung sozialer Härten sieht die GBH drei Schwerpunkte.

- Eine soforlige Überprüfung der Geldpolitik
der Nationalbank

- Massnahmen zur Ankurbelung der Bautätigkeit
insbesondere im Wohnungsbau

- Soziale Massnahmen sowie Aus- und Weiterbildunq
zugunsten der vom Arbeitsplatzabbau Betroffeneñ

Angesichts der hohen Teuerung der letzten Monate war eine
Stabilitätspolitik seitens der öffentlichen Hand unerlässlich
D¡e restriktive Geldpolitik der Nationalbank hat jeoocn zu
erner mass¡ven Zinssteigerung inklusive Verteuerr-tng cler
Hypothekar- und Bauzinsen geführt und damit die B¿u-
rezession wesentlich mitverursacht Ohne eine Senrung oes
Zinsniveaus kann der Baum¿rkt und insbesondere der
Wohnungsbau nicht belebt werden Die GBH fordert des-
halb von der Nationalbank, die Geldmenge dosiert zu er-
höhen, um den kurzf ristigen Zinsen einen lmpuls nach unten
zu geben Die deutlich nachlassende Teuerunqstendenz im
lnland und die Zinssituation auf den internatiãnalen Geld-
märkten erlauben ein solches Vorgehen

Beschäftigungswirksame Massnahmen können allerdings
nicht nur der Geldpolitik überlassen bleiben. Als Erqanzunq
sind Mittei der öffentlichen Hand insbesondere rrr Ford.l
rung des Wohnungsbaus und zur Förderung von Umbaulen
und Renovationen unerlässlich Die GBH ñ¿t hierzu einen
umfangreichen N/assnahmenkataloq verabschiedet Eben-
falls sollten Bund, Kantone und Gemeinden wo lrnmer
möglich sofort baureife lnvestitionsproiekte in den Berei-
chen Luflreinhaltung, Schallschutz, Entsorgung, Gewässer-
schutz, Alternativenergien und öffentlicher Verkehr vorzie-
hen Dies gilt insbesondere für stark von der Rezesslon
betroffene und strukturschwache Reqlonen Keinesfalls
dürfen die bestehenden Budgetdefizite von Bund und Kan-
tonen dazu verleiten, in der jetzigen phase Kürzungen bei
den Investitionen vorzunehmen. Die Sanierung der Haus-
halte ist um mindestens ein Jahr aufzuschieben, da sonst dle
Rezession verstärkt wird und eine Haushaitkürzung wegen
geringerer Steuereinnahmen konlraproduktiv wirkt

Die rasch angestiegene Arbeitslosigkeit ruft schliesslich nach
einer Verbesserun g der sozialen Absicherun g und Förderung
der Aus- und Weiterbildung f ür Personen, die besonders von
Arbeitslosigkeit bedroht sind Die GBH fordert die Verlänge-
rung der Bezugsberechtigung bei Arbeitslosigkejt, die Ab-
schaffung der Ìaggeldkürzungen bei làngerer Arbeitslosig-
keit sowie die Abschaffung der Wartezeit vor Leistungsbe-
zug Bisher in einem Betrieb beschäftigten Saisonniers muss
für die Wiederbeschäftigung in der nächsten Saison der
Vorzug gegeben werden, Die Behörden dürfen keine neuen
Saisonniersbewilligungen an Unternehmungen erteilen, die
aus wirtschaftlichen Gründen 5aisonniers entlassen naoen
Zudem ist die Bezugsberechtigung fur arbeitslose Saison-
nrers zu verbessern Das Aus- und Weiterbildungsangebot
im Bau- und Holzgewerbe muss ausgebaut und dem Struk-
turwandel in dtesen Branchen anqepasst werden.
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I'let ron

I

Schl ussfol gerungen

ti n Besch¿iftì gungsprogramm wi e es i n dj eser Studi e skì zzi ert worden

ist. ist sozial erwúnscht.0kologisch sinnvoll und fìnðnzìerbar

Es un ili-
Satl O oen

Schwe wi rd
erte

Ger.lin e lm

l'4arkt für solche Techniken

IneinemgewissenAusmasshatdasvorgeschìageneProgrammauchRepa-
raturcharãkter.DielnvestitionenjnA]tlastensanìerungenhelfenm,jt.
in der Vergangenhelt verursachte Umweltbelastungen zu DeneDen'

Das Programm weist eìnen beachtlìchen Beschäftigungseffekt aus Unter

8erücksìchtigung von reduzierten Strassenbauausgäben und teilwejse

anderer Fìnanzierungsmöglichkeiten als "Defìcìt Spending"' kðnn eln

Effekt von 35'000 Þi s 53'000 Arbeì tspl ätzen uber ei nen Zei traum v0n

20 bis 25 Jahren erwartet Y/erden. Davon sjnd ca' 2i3 langfristig' dh'

ðuf unabsehbare Zei t hi n angel egt

Das Beschiiftì gunqsprogramm führt u. a zu ei nem l'4i nderverbrauch an

tnergi e i n der Schwei z von mi ndestens 131 '

Es entlastet d1e scnwelzerische volkswìrtschaft von externen Kosten

im Betrag von ca t llrd Fr Pro Jahr

Es werden überproporti onal vi el e Arbei tspl ätze von LJngel ernten und

Angelernten (fast 50Í) geschaffen. ln l,,lachstumsbranchen ist dies ðber

welìger problematisch. Sozìal kann dìeser tffekt erwúnscht sein'

Nur ca.201 der I,lirkung entfäìlt auf Frauen. sofern Frauen in den

entsprechenden Branchen und Eerufen nì cht mehr Chancen erhal ten al s

i hren bì sherì gen Quote entspri cht. lndì rekt profi tì eren Frauen durch

die Entlastung des Arbeitsnarktes.

Ca. 25x der ol re ngswi rkung von 33'000 Arbei tspl åtzen

entfällt auf das 16N auf die Branche der Eisennetal-
'I e, 12X ðuf das 10N auf pl anende und projekti erende

T¿iti gkei ten. Oer en l¡/i rkung und der gesamte i ndi rekte

Effekt (tnsgesäm plåtze) streuen breit úber alle an-

dern Eranchen

Auf dìe Flankierung des Programms mit ejnem Ausbaustop fÜr

Strassenkapazitðten kann dann sinnvoll verzichtet werden wenn dlese

Gelder in den Unterhalt und lnvestìtionen in die Verkehrssicherheit

l4et ron

und i n Verkehrsberuhi gung umgeì enkt werden. Dann kann mi t weì teren
tausenden zus¿jtzlìcher Arbeitsplàtze gerechnet werden.

Die Finanzierung sorgt d¿nn für eìnen maximô'len Besch¿iftigúngseffekt.
wenn Konjunkturrücklagen eìngesetzt oder Staatsdefizite in Kauf
genommen werden. Rjchtig konzipiert, kônnen sich Defiztte konsolidie-
ren.0efjzìte zulasten von Fonds. dìe mit zweckgebundenen ¡4itteìn ge-

spi esen werden, erl ei chtern ej ne koniunkturel ì e Steuerung des l'4i ttel -

Zwejtbeste Lósung sind Umweltabgaben. da sie zusàtzìiche privôte ln-
vestitionen auslösen

Bezüglich allfállìger Defizite ist dìe Entlastung der Volkswirtschaft
von externen Kosten in Rechnung zu stellen.

Die Unsetzung des Eeschäftjgungsprogramms erfordert eine differen-
zierte Ausgest¿ìtung von Finanzierung und Förderung. damit eine optì -

ma l e li/ì rkung der ei ngesetzten ¡1i ttel errei cht werden kann
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"Plattform für die Sicherung der Beschäftigung und

Qualifikation im Baugewerbe"
Vorschlog der Gewerkschoften GBI und CHB ftr eine gemeinsome Initiotive der Vertrogsportner zur

Sicherung der Arbeitsplötze im Baugewerbe

Die wirtschaftliche Situation ist im Baugewerbe nach wie vor sehr kritisch. lnnerhalb nur eines Jah-

res sind im gesamten Baugewerbe rund l0'000 Vollzeit-Arbeitsplätze abgebaut worden. Das ent-

spricht ziemlich genau der Gesamtzahl aller im 2. Sektor abgebauten Arbeitsplätze, die somit auf

das Konto des Baugewerbes gehen. lnsgesamt sind seit 1992 rund 60'000 der ehemals rund

350'000 Arbeitsplätze verschwunden. lm Winter 1995196 ist die Arbeitslosigkeit im Bau sprunghaft

angestiegen und übertrifft die Zahlen des letzten Jahres beträchtlich. Stark zugenommen hat auch

die Kurzarbeit.

Vom KOF/ETH wie auch vom BAK/Basel wird für die Bautätigkeit 1996 ein ähnlich hoher Rück-

gang erwartet wie letztes Jahr. Damít könnte die Beschäftigtenzahl nochmals um rund l0'000

Personen zurückgehen, was sich auf den Arbeitsmarkt katastroPhal auswirken würde. Niemand

geht im Moment davon aus, dass sich die Schweizer Wirtschaft rasch erholen wird. Bestenfalls

kann der Rückgang der Bautätigkeit bis gegen Ende dieses Jahres SestoPPt werden. Bis sich dies

jedoch positiv auf den Arbeitsmarkt im Baugewerbe auswirkt, kann es lange dauern.

Rasche Gegenmassnahmen notwendig

lnsgesamt ist die Situation für den Arbeitsmarkt deshalb sehr pessimistisch einzuschätzen: Wirk-

same Gegenmassnahmen müssen schnell ergriffen werden. ln einer solchen Situation können auch

Vertragsverhandlungen nicht mehr im üblichen Rahmen ablaufen. lm Bauhauptgewerbe haben wir

den laufenden Landesmantelvertrag (LMV), der bis Ende I 997 gültg ist. Per L|.1997 müsste

deshalb nur über eine Lohnanpassung und weitere, im Vertrag bereits vorgesehene

Verbesserungen verhandelt werden. Die Gewerkschaften machen aber dem Schweizerischen

Baumeisterverband (SBV) einen Vorschlag für eine gemeinsame lnitiative, welche Über diese zu

verhandelnden Punkte hinausgeht. Hauptziel einer solchen lnitiative soll sein, die Beschäftigung zu

sichern, wenn möglich neue Arbeitsplätze zu schaffen bzw. die bestehenden zu erhalten und einem

Sozial- und Qualifikationsabbau im Baugewerbe einen Riegel vorzuschieben.
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Zielsetzung e¡ner geme¡nsamen Plattform
Die gegenwärtige Baukrise ist zu einem Teil strukturell bedingt, aber zu einem Teil auch auf kon-

junkturelle Ursachen und wirtschaftspolitische Verfehlungen zurückzuführen. Die massiven Struk-

turveränderungen im Baugewerbe haben bereits gegen Ende der achtziger Jahre dazu geführt, dass

im Bauhauptgewerbe in den Jahren der Hochkonjunktur Arbeitsplätze wegrationalísiert bzw. auf

das Baunebengewerbe umgelagert wurden. Mit dem Rückgang der Bautätigkeit, dem Sinken der

lmmobilienpreise und der Öffnung der Baumärkte hat sich der Druck auf die Bauunternehmer in

Richtung Strukturwandel und Rationalisierung erhöht.

Die Bauwirtschaft wurde überdurchschnittlich von der Rezession getroffen. Der ungesunde lm-

mobilienboom bis zu Beginn der neunziger Jahre hat zu Überkapazitäten im Bereiche der indu-

striellen und vor allem der Dienstleistungsbauten geführt. Der durch die Stagnation der Einkom-

men verursachte Rückgang des privaten Konsums und die Verunsicherung haben in der Folge dazu

beigetragen, dass die Nachfrage nach neuen Wohnungen, Umbauten und Neubauten zurückgegan-

gen ist.

Gleichzeitig sind die Defizite der öffentlichen Haushalte gestiegen. Bund, Regíebetriebe und insbe-

sondere Kantone und Gemeinden sind dazu übergegangen, auch bei den Bauinvestitionen die

Sparschraube anzusetzen. Dies hat den zyklischen Abschwung verstärkt. Seitens der Nationalbank

schliesslich wurde viel zu lang an einer restriktiven Geldpolitik festgehalten, die Realzinsen blieben

hoch und haben potentielle lnvestoren zusätzlich abgeschreckt.

Diese Entwicklung hat dazu geführt, dass die Schweizer Bauwirtschaft doppelt getroffen wurde:

Die Phase der durchaus notwendigen Strukturveränderungen wurde von einer zyklischen Krise

und eínem Rückgang der Bautätigkeit überlagert, was sich auf die Arbeitsplätze entsprechend

massiv ausgewirkt hat. Mit der nötigen Strukturanpassung geht deshalb jetzt ein Abbau an Perso-

nellen Kapazitäten einher, der jenes Mass überschritten hat, das länger{ristig für eine leistungs-

fähige Bauwirtschaft nötig ist. Der Anteil der Bautätigkeit am Bruttoinlandprodukt ist in den

letzten sechs Jahren von 15,5 auf l3 Prozent gesunken; ein Rückgang, wie er sonst kaum in einem

anderen Land vorgekommen ist.

Die Arbeitnehmenden des Baugewerbes bekommen den Druck der Baukrise tagtäglich zu spÜren:

Nicht nur die Bedrohung des Arbeitsplatzes sondern auch der Abbau von übertariflichen

Leistungen, Lohnkürzungen und die Verweigerung von gesamtarbeitsvertraglichen Leistungen

haben zugenommen. Der Einsatz von Subunternehmern und Temporärarbeit ist im Steigen

begriffen. Die Gesamtarbeitsverträge werden weniger respektiert, die Konflikte nehmen zu.
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Eine solche Situation ruft nach neuen Koalitíonen, die es ermöglichen, die zur Zeit vorherrschende

Tatenlosigkeit in der Wirtschaftspolitik zu überwinden und neue lnitiativen in der Vertragspolitik

zu ergreifen. Dabei sollen folgende Ziele erreicht werden:

. Struktu rverönderung jo - ober kein weiterer Arbeitsþlatzobbou

Eine Anpassung der Strukturen der Bauwirtschaft an die neuen Gegenbenheiten ist nötig und

weitere Rationalisierungsmassnahmen sind im Hinblick auf die Konkurrenzfáhigkeit und die

immer noch relativ hohen Wohnbaukosten in der Schweiz unvermeidlich. Der drohende

weitere Abbau von quantitativen und qualitativen Kapazitäten beim Baustellenpersonal in der

jetzigen Krisenphase wird aber dazu führen, dass über kurz oder lang zu wenig Personal in der

Schweiz vorhanden ist, um die zukünftigen grossen Aufgaben, wie z.B. das riesige Sanierungs-

potential oder die grossen lnfrastrukturprojekte bewältigen zu können. Fehlende Kapazitäten

müssen wieder neu aufgebaut oder erneut aus dem Ausland importiert werden, inkl. der

Vergabe von Aufträgen an ausländische Grossfirmen. Erste Priorität muss deshalb in der

gegenwärtigen Situation der Erhalt der bestehenden Arbeitsplätze bzw. die Schaffung neuer

Arbeitsplätze im Bau haben.

. Qualifikotionen,Soziolstotus und Konkurrenzfähigkeit erholten

Die Offnung der Baumärkte und der damit zusammenhängende verschärfte Wettbewerb darf

nicht dazu führen, dass es zu einer Deregulierung der Sozialbeziehungen und der Arbeitsbedin-

gungen im Baugewerbe kommt. Das negat¡ve Beispiel in Ländern wie Grossbritannien zeigt,

dass eine soziale Destabilisierung im Bau nicht nur dazu führt, dass grosse Beschäftigten-

gruppen an oder unter das Exístenzminimum geraten oder gar Fürsorgefälle werden. Das

Beispiel zeigt auch, dass es zwischen den Arbeitsbedingungen, dem Sozialstatus der Bauarbeit,

der Qualifikation der Beschäftigten und der Arbeitsqualität und Konkurrenzfähigkeit der

Branche sehr enge Zusammenhänge gibt. Das Qualifikationsníveau sowie der soziale und

materielle Status der Bauarbeit muss deshalb erhalten und mittelfristig verbessert werden,

damit das Schweizer Baugewerbe konkurrenzfähig bleibt.

ln Anerkennung dieser gemeinsamen Zielsetzungen einigen sich deshalb die Vertragspartner im

Baugewerbe auf folgende Plattform:

l. Sicherung der Realeinkommen

1995 und 1996 konnten im Baugewerbe díe Reallöhne nicht mehr voll gesichert werden. Zählt

man die höheren Abzüge für die Sozial- und Krankenversicherungen hinzu, hat das real

verfügbare Einkommen der Bauleute sogar massiv abgenommen (zwischen 200 und 400

Franken im Monat). Die in den letzten Jahren realisierten Produktivitätsfortschritte kamen
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nicht den Beschäftigten zugute, sondern wurden in Form von t¡eferen Preisen an die

Bauherren weitergegeben.

Für 1997 muss das Realeinkommen mindestens auf dem heutigen Stand gehalten werden,

damit die Beschäftigten im Baugewerbe íhre Lebenskosten noch bestreiten können und nicht

immer grössere Teíle der Arbeítnehmerschaft auf Fürsorge angewiesen sind. Per l. Januar
1997 ist deshalb der volle Teuerungsausgleich vorzusehen. Ein schleichender Abbau der

übertariflichen Löhne auf die Basislöhne (2.8. mittels Anderungskündigungen) muss verhindert

werden.

Mittelfrístig ist wieder eine Erhöhung der Realeinkommen anzustreben, um die erlittenen

Verluste auszugleichen und zu vermeiden, dass das Baugewerbe gegenüber den anderen

Branchen erneut in Rückstand gerät und an Attraktivität verliert. Da die Lohneinkommen der

wichtigste Faktor für die lnlandnachfrage sind, kann das Baugewerbe damit zur Stützung der

G esamtnachfrage beitragen, was wi ed eru m arbeitsplatzerhaltend wirkt.

2. Vorzeitiger Altersrücktritt
Eine der wirksamsten und vordringlíchsten Massnahmen ím Baugewerbe ist die Einführung

einer vorzeitigen Altersentlastung, welche gleichzeitig vielen älteren Bauarbeitern entgegen-

kommt und Arbeitsplätze für Junge freimacht. Eín grosser Teil der älteren Bauarbeiter

wechselt heute schon frühzeitig die Branche oder scheidet ganz aus dem Berufsleben aus,

letzteres fast immer auf Kosten der Sozialversicherung (Arbeitslosenversicherung, lV). Es muss

zwischen den Vertragspartnern sofort eine grundsätzliche Lösung für dieses Problem

erarbeitet werden. Dabei sind sämtliche Vorschläge zu prüfen, auch die Möglichkeiten, welche

eine Mithílfe der Sozialversicherungen beinhalten sowie Modelle mit Teilzeitarbeit oder einer

gleitenden Pensionierung. Angesichts der Schwierigkeiten der Finanzierung sollte fúr 1997

innerhalb einer solchen Lösung ein erster Schritt in Richtung einer vorzeitigen Pensionierung

getan werden mit der Möglichkeit eines späteren Ausbaus.

3. Arbeitszeit, Arbeitszeitverkü rzung, F lexi b il isierun g

Neben der vozeitigen Altersentlastung sieht der LMV im Bauhauptgewebe für 1997 auch eine

Arbeitszeitverkürzung um eine halbe Stunde in den Städten und eine Stunde in den übrigen

Gebieten pro Woche vor. Anstatt dies linear zu realisieren, vereinbaren die Vertragspartner

ein Gesamtpaket für den ganzen Bereich Arbeitszeit und Arbeitszeitmanagement. Dieses sollte

wenn möglich kostenneutral oder annähernd kostenneutral sein. Längerfristig, d.h. bei einer

Vertragserneuerung nach I 997, ist die ganze Arbeitszeitfrage grundsätzlicher anzugehen.
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Die Verkürzung der Arbeitszeit um eine bzw. eine halbe Stunde pro Woche auf 2'086

Stunden führt zur Vereinheitlichung der Arbeitsbedingungen zwischen Stadt und Land und

wirkt sich zugunsten des Prinzips der "gleich langen Spiesse" angesichts der Öffnung der

Baumärkte aus. Sollte eine Etappierung dieser Arbeitszeitverktirzung vorgenommen

werden, so müsste in einem ersten Schritt die Arbeitszeitverkürzung in den ländlichen

Gebieten realisiert werden.

Sommer-/Winterarbeitszeit: Die Arbeitszeitverkürzung wird vornehmlich in den

Wintermonaten vorgenommen, z.B. in Form von zusätzlichen Freitagen. Die Höchstar-

beitszeiten im Sommer bleiben gleich lang. Wie die bereíts realisierte Ferienverbesserung,

soll diese Massnahme dazu beitragen, angesichts der neuen Lage in der Schlechtwetter-

versicherung Entlassungen im Winter zu vermeiden und die Arbeitsplatzsicherheit während

der Wintermonate zu garantieren. Die dadurch erzielte Effizienzsteigerung dürfte dazu

fiihren, die Kosten der Arbeitszeitverkürzung zu minimieren.

Aus der SAKE-Statistik (schweizerische Arbeitskräfteerhebung) ist ersichtlich, dass im

Baugewerbe pro Jahr rund l0 Millionen Überstunden geleistet werden. Als weitere

Massnahme zur Arbeitsplatzsicherung vereinbaren deshalb die Vertragspartner einen

Überstundenverzicht, im Sinne von Art. I I von Anhang 5 LMV. lm Bauhauptgewerbe kann

dies am ehesten realisiert werden, indem die Zeitkompensation von Überstunden gem.

Art. 53 LMV als Regel erklärt wird. Auch im Strassenbau, wo von öffentlichen

Auftraggebern massiv Druck in Richtung Überstunden gemacht wird, müssen grundsätzlich

die Grenzen der vertraglichen Arbeitszeitbandbreite von 37,5-45 Stunden pro Woche

sowie die Fünftagewoche eingehalten werden. Ausnahmen dür'fen nur für besondere

Umstände und für eine beschränkte Zeit bewilligt werden. Die Paritätischen Kommissionen

erhalten ausdrücklich den Auftrag, dies zu kontrollieren und durchzusetzen.

ln den Krísenjahren hat der Druck in Richtung kürzere Bautermine zugenommen. Hierzu

gehört auch, dass neben den entsprechenden Tendenzen im Untertagbau auch im Hochbau

immer mehr Begehren nach Schichtarbeit aufkommen. Ebenfalls werden vermehrt

Temporärarbeiter, Akkordanten und Subunternehmer eingesetzt, damit küzere

Bautermine eingehalten werden können. Diese Entwicklung führt aber dazu, dass nur

kurzfristig mehr schlecht geschützte Arbeitsplätze geschaffen werden. Sie ist auch

problematisch bezüglich Arbeitssicherheit und Attraktivität der Bauberufe, hat einen

negativen Einfluss auf die Bauqualität und wirkt einer Verstetigung der Beschäftigung

entgegen. Die Vertragspartner des Baugewerbes vereinbaren deshalb gewisse

Rahmenbedingungen, welche die Schichtarbeit vor allem im Hochbau einschränken und die
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Abwertung der Kernbelegschaften verh¡ndert. Dazu gehören auch klare Richtlinien für die

Paritätischen Berufskommissionen zur Durchsetzung von Art. l2 des Anhangs 5 LMV

(Einschränkung von Akkordlohnarbeit) und eine aktive Bekämpfung der Schwarzarbeit.

4. Massnahmen im Bereich der Aus- und Weiterbildung

Ein grosser Teil der Schüler in den Abschlussklassen wird in den nächsten Monaten weder eine

Lehrstelle noch eine andere Beschäftigung finden. Damit droht auch in der Schweiz eine rasche

Zunahme der Jugendarbeitslosigkeit. lm Gegensatz zu anderen Branchen hat das Lehrstellen-

angebot im Baugewerbe nicht ab- sondern zugenommen. Hier öffnet sich eine grosse Chance,

sich im Baugewerbe für die nächsten Jahre eín gewisses Potential an qualifizierten Fachkräften

zu sichern.

Die Vertragspaftner setzen sich dafür ein, dass dieser positive Trend anhält. Sie erarbeiten

Vorschläge für eine Weiterentwicklung der Berufsbildung im Baugewerbe, welche unter

Berücksichtigung der Bedürfnisse der Jugendlichen eine Ausbildung in der Branche zu einer

attraktiven und soliden Zukunftsinvestition machen. Dabei soll auch die Umsetzung von

Kernpunkten der aktuellen Berufsbildungsdiskussion in der Schweiz im Vordergrund stehen:

Zusammenfassen von Berufen zu Berufsbildern; breite berufliche Grundausbildung und späte

Spezialisierung usw. Gleichzeitig muss sichergestellt werden, dass die Lehrlinge nicht als billige

Arbeitskräfte eingesetzt werden. Die Paritätischen Kommissionen im BauhauPtgewerbe sorgen

dafür, dass Artikel 8 der Protokollvereinbarung LMV (Weiterbeschäftigung nach der Lehre)

durchgesetzt werden kann.

Die Umstrukturierungen im Baugewerbe erfordern zudem grosse Anstrengungen der

Vertragspartner im Bereich der Weiterbildung, um díe Qualifikationen der Beschäftigten

laufend an die neuen Anforderungen anzupassen. Die Sozialpartner erarbeiten Projekte, die

den spezifischen Bedür-fnissen der Branche und der besonderen Lernsituation der

Beschäftigten Rechnung tragen. Zu denken ist hier ínsbesondere auch an die zukÚnftige

Bedeutung von Renovation und Unterhalt in der Branche. Dabei soll ein umfassender

Bildungsprozess angestrebt werden, der sich sowohl an Fachleute und Kader als auch an

niedrig Qualifizierte richtet. Die Umsetzung von wichtigen Postulaten der laufenden

Berufsbildungsdiskussion soll das angestrebte Bildungsangebot zu einem zentralen

Entwicklungsfaktor der Branche machen: Strukturierung im Baukastensystem, enge

Verknüpfung von Lernmomenten und Arbeitsabläufen usw. Speziell für 40-50-jährige

Arbeitnehmende sollen Fortbildungsmöglichkeiten geschaffen werden. Die Möglichkeiten

innerhalb des neuen Bildungsfonds sind hier auszuschöpfen. Gleichzeitig setzen sich die

Sozialpartner dafür ein, dass im Rahmen des Berufsbildungsgesetzes und des



Medienkonferenz Plattform frir das Baugewerbe

Arbeitslosenversicherungsgesetzes geeignete Projekte realisiert werden können und

übernehmen auch selbst die Trágerschaft von solchen.

5. Stärkung der Gesamtarbeitsverträge, Re-Regulierung des Baumarkts
Die Vertragspartner müssen dafür sorgen, dass die Gesamtarbeitsverträge nicht ausgehöhlt,

sondern gestärkt werden. Angesichts der Öffnung der Baumärkte sind starke, allge-

meinverbindlich erklärte Gesamtarbeitsverträge eine wichtige Voraussetzung gegen die totale

Deregulierung und den Wildwuchs auf den Baustellen.

Die Vertragspartner setzen sich deshalb für folgende Anliegen ein:

. Den Paritätischen Berufskommissionen kommt als Durchfí.ihrungsorgane der

Gesamtarbeitsverträge eine wichtige Rolle zu. Sie müssen gestärkt und von den zentralen

Organen unterstützt werden.

. Die Vertragspartner im Baugewerbe setzen sich dafür ein, dass den Mitwirkungsbestim-

mungen bei Betriebsübernahmen und Massenentlassungen (Art. 333 sowie 335 OR) und

den ergänzenden Bestimmungen in den Gesamtarbeitsvertrágen (Beispiel Anhang 5 LMV)

Nachachtung verschafft wird.

. Bezüglich öffentlicher Aufträge ist das neue Bundesgesetz über das öffentliche Beschaf-

fungswesen möglichst optimal umzusetzen. Das gleíche gilt für die jetzt gemäss GATT-

Ubereinkunft, Binnenmarktgesetz und Konkordat einzuführenden kantonalen und kommu-

nalen Gesetze und Verordnungen. Das heisst insbesondere, dass paritätisch auf die

Behörden Einfluss genommen wird und diese angehalten werden, die in diesen Gesetzen

enthaltenen Arbeitnehmer-Schutzbestimmungen und die entsprechenden Sanktions-

möglichkeiten durchzusetzen. Die Sozialpartner müssen in triparitätischen Kontrollorganen

vertreten sein und unsere Paritätischen Kommissionen müssen dafür geschult werden, die

ihnen neu in den Submissionsbestimmungen zukommenden Aufgaben wahrzunehmen.

. Bezüglich privaten Bauaufträgen sorgen díe Vertragspartner dafür, dass eine mögliche

Öffnung des Arbeitsmarktes (Personenfreizügigkeit mit der EU) nicht zu einem Sozial-

dumping, verursacht durch "entsandte" Arbeitnehmer oder sogenannte unechte Selb-

ständige mit Werkverträgen führt.

Hierfür ist anzustreben, dass der gegenwärtige Artikel 9 der Ausländerverordnung wei-

terhin durchgesetzt wird (Einhaltung der ortsüblichen bzw. GAV-Löhne durch ausländische

Arbeitnehmer). Sollte dieser nach einer Übergangsfrist abgelöst werden, muss er durch
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eine Meldepflicht inkl. Kontrollmöglichkeit durch die Behörden ersetzt werden. Zudem

sind die Bedingungen für die Allgemeínverbindlichkeitserklärung von Gesamtarbeits-

verträgen zu erleichtern und das Gesetz ist bezüglich entsandter Arbeitnehmer und

ausländischen Verleihfirmen zu ergänzen. Die fünftägige Karenzfrist in der Allge-

meinverbindlichkeitserklärung des LMV, während derer die Bestimmungen für entsandte

Arbeiter nicht einzuhalten sind, ist aufzuheben. Die Vertragspartner setzen sich auch dafür

ein, dass die gesetzlichen Grundlagen und die Bestimmungen in der Sozialversicherung so

bleiben, dass ein Zustrom von sogenannten unechten Selbständigen verhíndert wird.

6. Gemeinsame wirtschaftspolitische Vorstösse

Die Vetragspartner setzen sich für eine aktive Wirtschaftspolitik und für Massnahmen zur

Stützung der Bauinvestitionen ein. Mittelfristig ist eine Verstetigung der öffentlichen Bautätíg-

keit durch Bund, Kantone und Gemeinden anzustreben. ln den Kantonen und Gemeinden

werden gemeinsame Vorstösse unternommen, um ein Vorziehen von lnfrastrul<turprojekten

zu erreichen. Auf nationaler Ebene stehen zur Zeit folgende Vorstösse im Rau¡n:

. Schnelle Realisierung der grossen Verkehrsprojekte
Díe Vertragspartner ím Baugewerbe sind der Ansícht, dass ein weiteres Aufschieben der

grossen Verkehrsinfrastrukturvorhaben díe Schweiz in eine schwierige polítische und wirt-

schaftliche Lage bringt. Politisch wird unsere Regierung gegenüber dem Souverän und

gegenüber dem europäischen Ausland unglaubwürdig. Wirtschaftlich manövriert sich unser

Land ins Abseits, wenn wir vor den zunehmenden Verkehrsströmen kapitulieren und

Verkehrskolapse sowie den zunehmenden Verfall der bestehenden Verkehrsinfrastruktur

in Kauf nehmen.

Auch die ökologischen Zielsetzungen (Umlagerung des Verkehrs, Alpeninitiative), die mit

diesen Projekten verfolgt werden sollen, sind gefährdet. Schliesslich steht die Leistungs-

fähigkeit der Bauwirtschaft auf dem Spiel. Der lnvestitionsstau der letzten Jahre hat zu ei-

nem massiven Kapazitätsabbau im Tiefbau gefûhrt.

Aus dieser Lagebeurteilung sind folgende Schlüsse zu ziehen:

) DÍe vom Volk beschlossenen grossen lnfrastrukturprojekte sind möglichst rasch zu

realisieren. Hierfür sind konsensfähige Lösungen für die Finanzierung unter Beizug

neuer Finanzquellen zu suchen.
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Unverzügliche Realisierung von Bahn 2000: Diese kommt unserer Binnenwirtschaft di-

rekt zugute. Die betriebsnotwendigen Bauten sind prioritär zu erstellen, damit die Vor-

aussetzungen für den kostendeckenden Bahnbetrieb er-füllt werden können.

Rasche Realisierung der NEAT gemäss revidierter Netzvariante: Die vom Bundesrat

vorgeschlagene, redimensionierte Netzvariante (5) ist zu realisieren, mit gleichzeitigem

Baubeginn am Gotthard und am Lötschberg, unter Berücksichtigung der Verbesse-

rungsvorschläge der BLS für den Lötschberg und unter Einschluss der geplanten

Lärmschutzmassnahmen.

Realisierung der geplanten TGV-Anschlüsse für die Westschweiz sowie der neuen

Ve rb i n d u ngen Zü ric h - M ü n c h en bzw. Zurich -Stuttgart.

Sicherstellung von Unterhalt und Erneuerung: Um eine Verlagerung von Mehrkosten in

die Zukunft zu vermeiden, ist der Unterhalt der bestehenden lnfrastrukturprojekte von

Schiene und Strasse sicherzustellen. Die Beitragskürzungen des Bundes für den

Strassenunterhalt sind rückgängig zu machen.

--+ Fertigstellung des Nationalstrassennetzes gemäss bundesrätlicher Planung.

) Die vorgesehene Umlagerung des Verkehrs, insbesondere des Schwerverkehrs auf die

Schiene íst voranzutreiben. Die Kostenwahrheit des Verkehrs ist anzustreben. Um die

Konkurrenzfähigkeit der Schiene herzustellen, muss der Schwerverkehr stärker

belastet werden.

Für die Finanzierung der geplanten lnfrastrukturvorhaben unterstützen die Vertragspartner

den jüngsten Vorschlag des Bundesrates. Für die lnfrastrukturvorhaben im Rahmen der

NEAT sind neue Finanzierungsquellen nötig, nämlich ein zeitlich begrenzter Sonderzuschlag

auf der zweckgebundenen Treibstoffabgabe von l0 Rp. pro Liter, die Deckung eines

weiteren Teils der Kosten aus bísherígen Treibstoffzollabgaben, der Einsatz eines Teils der

Schwerverkehrsabgabe, sowie stufenweise Erhöhung der Pauschalabgabe und ein späterer

Ersatz durch eine leistungsabhängige Abgabe gemäss Volksentscheid von 1994. Der Rest

der Kosten muss mittels Bundesanleihen bzw. aus allgemeinen Budgetmitteln aufgebracht

werden. Eine rasche Realisierung der geplanten Vorhaben ist nur möglich, wenn die

Finanzierung gesichert ist. Die Vertragspartner setzen sich deshalb für diese Konsenslösung

ein.
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. Erneuerungsbonus

Das Potential an baulicher Erneuerung ist auch im Hochbau riesig und es besteht ein Nachhol-

bedad, wohingegen bei Neubauten Überkapazitäten bestehen. Die Vertragspartner setzen sich

deshalb für einen Erneuerungsbonus ein. Das heisst, es wäre bei öffentlichen Bauten für

sämtliche bauliche Erneuerungen, inkl. energietechnische Erneuerungen, ein Bonus analog dem

lnvestitionsbonus von 1993/94 zu gewähren. Auch für private lnvestitionen ist ein Anreiz-

system zu prüfen. Kantone mit hohen Arbeitslosenquoten sind dabei zu bevorzugen. Durch

einen solchen Bonus soll kurzfristig ein lnvestitionsvolumen von 3 Milliarden Franken ausgelöst

werden.

. Geld- und Zinspolitik
Die Nationalbank hat in den letzten Jahren ihr selbst gesetztes Geldmengenziel verfehlt, die

Geldmenge zu spät gelockert und damit zur Verschärfung der Rezession beigetragen. Die

Realzinsen sind auch heute noch zu hoch. An die Nationalbank geht der gemeinsame Appell,

den geldpolitschen Spielraum auszuschöpfen, um die lnvestitionen zu stimulieren und den

Frankenkurs zu senken. Durch die Kantonalbanken sind zudem Vorzugsbedingungen für

Erneuerungsinvestitionen zu gewähren, wie das schon in einigen Kantonen der Fall ist.

0
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Besch äftigu ngswi rku n g

Durch die wichtigsten Massnahmen, welche einen Beschäftigungseffekt haben, kann gemäss

unseren Berechnungen folgende Anzahl von Arbeitsplätzen geschaffen oder gesichert werden:l

Arbeitsplatzwirkung:

2 Tage mehr Ferien (ab I . | .96 realisiert) 2'500

Vorzeitige Pensionierung au! 67 2'500

Wochenarbeitszeit, l12bzw. I Stunde pro Woche 3'800

Uberstundenreduktion (auf die Hälfte) 2'400

Realisierung der lnfrastrukturvorhaben (nur öffentlicher

Verkehr und Lärmschutz), ca. 20'000

Erneuerunqsbonus, ca. 20'000

Total Beschäft ieungswi rku ng 5 l'200

baul14. Mai 1996

I Berechnungsgrundlagen: Schätzungen aufgrund der Arbeitsplätze gesamtes Baugewerbe.
Bei der Arbeitszeitwirkung wurde eine 5O%-ige Wirkung angenommen wegen der erwähnten positlven
Effekte auf EfÍizienzlAuslastung.

lnvestitionsprogramme: Arbeitsplätze pro Jahr während der Realisierungszeit, nur primäre Wirkung.



Streit um das lnvestitionsprogramm 1997
Keynesianismus vs. Neoliberalismus

Hans Baumann, in derWochenzeitung 21 .2.2002

Den letzten Franken seines Investitionsprogramms 1997 hat der Bund bereits vor dreiJahren
ausgegeben, aber die Diskussion darüber daueÉ an.

Der Streit um das 1997 vom Bund gestartete lnvestitionsprogramm geht weiter. Neoliberale Kreise
kritisieren das Programm immer noch, obwohl es wesentlich dazu beigetragen hat, dass im Baugewerbe
die Beschäftigung nicht noch mehr eingebrochen ist und die Schweizer Wirtschaft 1998 nach acht Jahren
Krise endlich die Wende geschafft hat. So behauptet beispielsweise Beat Kappeler, ehemaliger Sekretär
des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes, in der Januarnummer der <Bilanz>, dass beim
lnvestitionsprogramm ein paar hundert Millionen Franken <<nutzlos> ausgegeben worden seien.
1997 hatte der Bund auf Drängen der Gewerkschaften und der Linken - und unterstützt durch
Gewerbekreise - ein lnvestitionsprogramm gestartet und in dessen Verlauf bis 1999 481 Millionen Franken
aufgewendet. Davon wurden 200 Millionen Franken für den Unterhalt und die Sanierung von Hoch- und
Tiefbauten sowie für Energiesparinvestitionen eingesetzt. Damit sollte die rekordhohe Arbeitslosigkeit
bekämoft werden.
lm letzten Sommer kam es zu einer kurzen und heftigen Diskussion über dieses lnvestitionsprogramm,
quasi stellvertretend für die Kontroverse zwischen neoliberalen Angebotsökonomlnnen und eher
nachfrageorientierten Keynesianerlnnen. Das Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) hatte zuvor seinen
Schlussbericht zum lnvestitionsprogramm 1997 veröffentlicht. Gestützt auf eine Studie der
Konjunkturforschungsstelle der ETH Zürich (KOF) gelangte der Bericht zum Schluss, dass <das Ziel einer
temporären Stützung der Bauwirtschaft> erreicht worden sei. ln der Baubranche konnte ein
Auftragsvolumen von über 2 Milliarden Franken ausgelöst werden, und die Gesamtnachfrage nahm sogar
um 3,5 Milliarden zu. Damit löste das lnvestitionsprogramm sogar mehr Folgeaufträge in der lndustrie aus,

als eruvartet worden war.
Gemäss der KOF-Studie blieb allerdings der lmpuls auf die gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung und die
Beschäftigung weit hinter den Erwartungen zurück. Begründet wurde das damit, dass rund 70 Prozent der
zusätzlichen Nachfrage durch lmporte gedeckt worden seien. Deshalb seien - gemäss der Studie - im
lnland nur 6'100 Arbeitsplätze geschaffen worden anstelle der vom Seco envarteten 20 000 Arbeitsplätze.
Und der zusätzliche Beitrag an das Bruttoinlandprodukt habe nur 0,14 Prozent betragen anstelle der
erwarteten 0,4 bis 0,7 Prozent. Dies hatte während der Sommerferien in der Presse einige Angriffe gegen

das lnvestitionsprogramm provoziert, teilweise wurde gar der Sinn von staatlichen Konjunkturspritzen
grundsätzlich in Frage gestellt.
Der Schweizerische Gewerkschaftsbund hat diese Zahlen sofort nach der Veröffentlichung in Zweifel
gezogen. Und obwohl von der neoliberalen Spitze des Seco die KOF-Zahlen zunächst genüsslich zitiert
worden waren, rechneten die Mitarbeiter des Seco angesichts der unplausiblen Annahmen der KOF-Studie
auch Seco-intern nochmals nach: Beim zusätzlichen Bauvolumen von über zwei Milliarden Franken könne
davon ausgegangen werden, dass rund dreiViertel im lnland angefallen seien. Dies steht im Gegensatz zu
den Annahmen des KOF. Die Berechnung des seco ist plausibel, beträgt doch allein der Lohnanteil am

Bauvolumen über fünfzig Prozent, und viele Baumaterialien werden im lnland bezogen. So werden
beispielsweise 87 Prozent des Zementes in der Schweiz hergestellt.
Damit ist der Beitrag an das Bruttoinlandprodukt allein mit dem vom Seco errechneten zusätzlichen
Bauvolumen mit knapp 1,9 Milliarden fast doppelt so gross wie in der KOF-Studie angenommen. Und

umgerechnet in Beschäftigung ergibt dies zwischen 15 000 und 20 000 Arbeitsplätze im Baugewerbe, ohne
den Multiplikatoreffekt ftir andere Branchen. Ausser seinem Beitrag zur Überwindung der Krise hatte das
lnvestitionsprogramm auch den Effekt, dass nötige Sanierungen an öffentlichen Gebäuden und ökologisch
sinnvolle lnvestitionen getätigt wurden.
All dies ist kein Thema im <Bilanz>-Artikel. Ganz abgesehen davon, dass Kappeler in seinem Beitrag das
lnvestitionsprogramm 97 mit dem Programm 94 verwechselt: Warum regt sich eigentlich von dieser Seite
keinerlei Kritik am gigantischen Rüstungsprogramm, das jetzt von der Regierung Bush vorgelegt wurde? Mit
einer Aufstockung der Rüstungsinvestitionen um 120 Milliarden US-Dollar auf 450 Milliarden bis zum Jahr
2007 erreichen diese Ausgaben praktisch wieder die Dimensionen von Reagans <Kampf gegen das Böse>

in den achtziger Jahren. Der damals durch Aufrüstung ausgelöste Nachfrageschub in den USA war der
wichtigste Grund für das allseits so beklatschte US-Beschäftigungswunder, die Deregulierungs- und
Privatisierungspolitik war nur die neoliberale Begleitmusik.



8. M¡gration und Integration





Kollektive Vereinbarung und Verhaltenskodex
NeuerungenbezüglichNichtdiskriminierungundlntegration,
Hans Baumann, Koordinator Euro-Betriebsräte und Sekretär Gewerkschaft Bau und lndustrie {GBl)

Mei¡e, rnehriährige Arbeit in der GBI in den ver-

sehiedensten Funlctionen war immer eng verbunden mit

dên Fragen der Migration. Der Anteil ausländischer Mit-

gÌiederin der GBI beträgt immer noch weit Über die Hälfte

unO die Geschichte unserer Gewerkschaft ist eigentlich zu

einem gr:ossen Teil die Geschichte der lmmigration in die

Sôhwelz;'von den deutschen Holzarbeitern über die vielen

italienÌbchen Maurer bis heute zu den Arbeitern aus

IGsovo:und den Mineuren aus Südafrika.

Die vergangenen Jahrzehnte waren deshalb auch geprägt

v0n unserem Kampf gegen die Diskriminierung und für die

lntegration der Migranten in das Arbeitsleben aber auch

in die Gewerkschaftstätigkeit. Als Beispiel sei hier der

lahrelange Kampf gegen das menschenverachtende

Saisonnie rsstatut ge na nnt.

Dies war nicht immer ein geradliniger Weg, auch nicht die

lntegration in die Gewerkschaft. Z.B. brauchte es einen

langen Prozess, bis die ausländischen Mitglieder auch in

die Kaderpositionen unserer Gewerkschaft aufsteigen

konnten. Dass dies letztlich erfolgreich war, zeigt der wohl

in Europa einmalig gute 0rganisationsgrad der auslän-

dischen Kolleginnen und Kollegen in unseren Branchen

und deren mittlerweile starke Stellung in unserer Gewerk-

schaft, auch als Voraussetzung dafÜr, dass die Rechte der

Migrantinnen und Migranten in Arbeitswelt und Gesell-

schaft wahrgenommen werden'

Trotz aller Bemühungen der letzten Jahrzehnte und auch

einiger Verbesserungen, zuletzt z'8. hierzulande die

Abschaffung des Saisonniersstatuts unter dem Druck der

EU, ist noch viel zu tun. Gerade die letzten Jahre waren in

Europa keineswegs gekennzeichnet durch bessere

lntegration sondern eher durch Ausgrenzung, zuneh-

mende Xenoohobie und neu-alte rassistische Tendenzen'

Was können die Gewerkschaften, was können die Sozial-

partner tun, um Diskriminierungen aus Gründen der

Herkunft aber auch des Geschlechts, der Rasse, der

Religion usw. im Betrieb, am Arbeitsplatz und in der

Berufsausbildung zu bannen und 'die lntegration von

Migranten zu fördern?

lch möchte einige Beispiele dafÜr geben, wie heute

Bestimmungen der Nichtdiskriminieiung und lntegratl0n

Einlass, gefunden haben in Gesamtarbeitsverträge und

Betriebsvereinbarungen sowie auf globaler Ebene in

Sozialklauseln und Verhaltenskodizes. Dazu gehört auch

eine kritische Einschätzung solcher Vereinbarungen'

Rechtliche Grundlagen
Das Prinzip der Nichdiskriminierung gehört zu den

menschlichen Grundrechten und ist in verschiedenen,

supra nationalen Konventionen a bgesichert.

Eine wichtige Grundlage bildet die Europäische Men-

schenrechtskonvention (EMRK). Sie :garantiert den Men-

schen rRechte und Freiheiten, welche gemäss Artikel 14

dieser Konvention ohne Unterschied 'des Geschlechts, der

Rasse,: Hautfarbe, Sprache, Religion, politischen oder

sonstigen Anschauungen, nationalen oder sozialen Her-

kunft, Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des
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Auch das Ubereinkommen 111 der lnternationalen
Arbeitsorganisation befasst sich mit dem Verbot jeder Art
der Diskriminierung ,in Beschäftigung und Beruf. Ferner

soll eine diesbezügliche Gleichbehandlung gefördert
werden. Da die Schweiz dieses Abkommen ratifiziert hat,

ist auch dieses unmittelbar anwendbar. Hinzu kommt das

Ubereinkommen 10û über die Lohngleichheit zwischen
Mann und Frau (siehe dazu den Beitrag von Edoardo

Geronimi).

Weiterhin untersagt Art. 2 der allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte der UN0 eine Diskriminierung in jeder

Form. Hinzu kommen die 0ECD-Richtlinien über das Ver-

halten der multinationalen Konzerne, die ebenfalls
Bestimmun gen ge gen Diskrimi nierun gen enthaltenr

Eine wichtige Grundlage fúr die Europäische Union ist
neben der bereits seit den achtziger Jahren bestehenden
EU-Charta über die sozialen Grundrechte, die kürzlich ver-
abschiedete Charta der Grundrechte der Europäischen
Union, die zwar bisher nur durch eine feierliche Erklärung

von den Sta,ats- und Regierungschefs der Mitglieds-
staaten alg€nommerì, jedoch noch nicht verbindlic,h in die

Grûndungsverträge aufgen0mmen wurde. Letzteres ist

eine der wichtigen Forderungen des Europäischen
Gewerkschaftsbundes EGB für die kommende Revision

der EU-Vefträge.
Kapitel ll:l enthält Gleichheitsrechte, die ohnehin schon in

den meisten Verfassungen der europäischen Mitglieds-
staaten und einschlägigen internationalen Konventionen
niedergelegt sind. So heisst es, rrDiskriminierung, ins-

besondere wegen,des Geschlechts, der Rasse, der
Hautfarbe, der ethischen oder sozialen Herkunft, der
genetischen Merkmale, der Sprache der Religion oder der

Weltanschauung, der politischen oder sonstigen An-
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schauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Min-
derheit, des Vermögens, der Gebun, einer Behinderung,
des Alters oder der sexuellen Ausrichtung, sind verbotenr.

Die Richtlinie 2000/78/EG des Europäischen Rates vom 27.

November 2000 legt einen allgemeinen Rahmen für die

Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung
und Beruf fest. Zweck ist es, lede Art von Diskriminierung
zu bekämofen, Diese Richtlinie beinhaltet auch eine
Umkehr der Beweislast und den Rechtssc,hutz des
Klägers. Was für unsere Diskussion besonders wichtig ist:

Die M itgliedstaaten werden verpflic htet, geei g nete M a ss-

nahmen zur Förderung des Sozialen Dialogs zwischen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu treffen, mit dem Ziel,

die uVerwirklichung des Gleichbehandlungsgrundsatzes
durch Uberwachung der betrieblichen Praxis, durch Tarif-

verträge, Verhaltenskodizes, Forschungsarbeiten [...]
voranzubringen¡. Die Sozialpartner sollen zudem Antidis-
kriminierungsabkommen abschliessen, welche den in
dieser Ric htlinie f estg ele gten Mi ndesta nforderu ng en e nt-

sprechen. Bis zum 2.12.2003 muss diese Richtli,nie in die

nationalen Gesetzgebungen der EU-Staaten auf-
genommen werden (siehe dazu auch den Beitrag von

Manuel Campos).

Auch zukünftige Gesetzestexte in der EU werden den

Grundsatz der Nichtdiskriminierung enthalten. So wird z.B.

zur ZeiT ein neuer Entwul für eine Richtlinie über die die

Verga be öffentlic her Liefe raufträ ge, Dienstleistun gen und

Bauaufträge diskutiert, der in Zukunft grosse Bedeutung
für die Arbeitswelt haben wird. Der Auftraggeber wird
demnach alle Massnahmen treffen müssen, die

erforderlich sind. um die Einhaltung der Grundsätze
Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung zu gewähr-
leisten.



Das entsprechende Schweizer uBundesgesetz über
öffentliches Beschaffungswesen)) enthält zwar eine
Klausel über die Pflicht der Einhaltung von gesamtarbeits-
veftraglichen Bestimmungen und der Lohngleichheit
zwischen Mann und Frau, ledoch bis heute keine all-
gemeine Bestimmun g über Nic htdiskriminierun g.

Diese Beispiele zeigen einmal mehr, dass die Rechts-
grundlagen in der EU bezüglich der Besfimmungen gegen

Ausgrenzung und Diskriminierung weiter foftgeschritten
sind als in der Schweiz. Eine Ubernahme dieser Mindest-
bestimmungen in die Schweizer Gesetze und Verord-
nungen ist längst überfällig.

Kol lektivverträge und Betriebsvere¡nbarungen
in der Schweiz
ln Schweizer Kollektivverträgen sind umfassend formu-
liefte Grundsätze der Nichtdiskriminierung und des Per-

sönlichkeitsschutzes noc h nicht sehr verbreitet. Vorbild-

liche ßegelungen gibt es in den GAV der SBB, der Post

und der Swisscom. Die Formulierungen umfassen auch

die Diskriminierung aus Gründen der Herkunft, der Kultur,

de'r Lebe,nsform, der Sprache usw. Der GAV Post enthält
auch ko:nkrete Massnahmen der Umsetzung (Gleich-

stellu n gsbe a uft ra gte/r, pa ritätis c he Kommissi on ).

Bestimmungen zur Lohngleichheit und zur Gleichstellung
von Mann und Frau finden sich in verschiedenen
S,chweizer Kollektivverträgen, so z.B. jm Gesamtarbeits-
veftrag für den Dienstleistungsbereich der Region Basel.

Was auffällt. und damit komme ich zurück zur Gewerk-
schaft GBI: Der Landesmantelvertrag für das Bauhaupt-
gewerbe ist einer der vielen Kollektivverträge, der keiner-
lei allgemeine Bestimmungen über Nichtdiskriminierung

bzw. lntegration beinhalten. Und dies in einem Vertrag,

dessen personeller Geltungsbereich zeitweise bis zu 80

Prozent aus Migranten bestandl Dies ist natürlich ein

schwerwiegendes Versäumnis, man denke z.B. an die

Schwierigkeiten der Zusammenaibeit zwischen ver-
schiedenen ethnischen Gruppen auf den Baustellen und

dem d:amit vorhandenen Konfliktpotential. Dies wird
allerdings relativiert durch die Tatsache, dass dieser
Landesmantelveftrag schon seit Jahrzehnten konkrete
Bestim;mungen und Massnahmen,zur lntegration der
Migranten beinhaltet, ja dies sogar ein ganz wesentlicher
Bestandteil des Vertrages war. lch denke hier ins-
besondere an die Leistungen des paritätischen Fonds

Parifrem für arbeitslose Saisonniers, an das zusätzliche

Weihnachtsgeld für Saisonarbeiter, än das spezielle Wei-
terbildungspr0gramm für Migranten: in der Schweiz und

an die paritätisch finanzieften Weiterbildungs- un0

lntegrationskurse, die in den Herkunftsländern der auslän-

dischen Bauleute durchgefühtt werden.

Verha:ltenskodizes, <Corporate Social
Responsibilityr und Sozialklauseln
ln den letzten Jahren sind zahlreiche unternehmensweite
Verhaltenskodizes mit multinationalen Unternehmen
abgeschlossen worden. Dies entweder mit den jeweiligen

Euro-Betriebsräten (einige wenige Grosskonzerne ver-
fügen ;auch über Weltbetriebsräte) oder mit den

zuständigen internationa len Gewerkschaftssekreta riaten.

Mit dern Abschluss solcher ys¡si¡þa:runQen reagieren die
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Gewerkschaften auf die Globalisierung der Märkte und
Unternehmen und möchten diese bezüglich ihrer sozialen
und ethischen Verantwortung in die Pflicht nehmen.
ln der Regel enthalten diese Kodi_zes die grundlegenden
Arbeitnehmerrec hte, gemäss lL0-Übereinkommeni sowie
die Verpflichtung weltweit Beschäftigungs- und Arbeits-
bedingungen einzuhalten, die mindestens den Erforder-
nissen von vereinbarten Tar¡fuerträgen bzw. nationalen
Gesetzgebungen entsprechen. Zu den grundlegenden
Arbeitnehmerrechten gehören auch die Übereinkommen
1 00 ( Lohngleichheit) und 1 1 1 (Nichtdiskriminierung}. Ca. 70
Prozent aller Kodizes enthalten Bestimmungen über
Nichtdiskriminierung, ln einigen Vereinbarungen werden
auch Subunternehmen sowie Lieferanten mit einbezogen.

Damit einer solchen Vereinbarung auch wirklich nach-
gelebt wird, sind gewisse Kontrollmechan¡smen nötig.
Diese werden in der. Regel paritätisch besetzt. Wenn ein
Euro-Betriebsrat oder ein Weltbetriebsrat die Verein-
barung unterzeichnet, kann auch dieser oder ein. Unter-
ausschuss als Kontrollinstanz wirken. lnzwischen :gibt es
rund 50 solcher lnitiativen. :

Hier einige Beispiele von europäischen Grosskonzernen,
die bis heute einen weltweiten Verhaltenskodex
unterzeichnet haben: Faber-Castell, IKEA, H0CHTIEF,

Skanska, Statoil, Freudenberg, Danone, Accor, Carrefour,
Chiquita, Volkswagen, Ford, Thyssen, lSS, Vivendi. Was
hier auffällt, ist die Absenz der Schweizer Grosskonzerne.

Viele dieser Vereinbarungen enthalten zwar Kontroll-
mechanismen, nur wenige beschäftigen sich aber mit
aktiven lntegrationsnnassnahmen. Ein positives Beispiel
ist hier Ford, wo Arbeitskreise bestehen, die sich aus einer
Vielzahl von Menscihen aus allen Bereichen und aus

unterschiedlichsten Ebenen zusammensetzen. Diese
Arbeitskreise, <Diversity Councilsr genannt, beraten die
Geschäftsleitung, initiieren Projekte und liefern wichtige
Beiträge für Verbesserungen. 

,

:

Es gibt Beispielè, die zeigen, dass weltweite Ver-
haltenkodizes die Ðurchsetzung von Arbeitnehmerrechten
erleichtern. So z.:8. bei der multinationalen llotelkette
Accor, die 1995 mit der lnlernationalen Union der.Lebens.
mittel-, Landwirtschafts- und Hotelgewerkschaften (lUL)

ein Rahmenabkommen über Gewerkschaftsrechte ab-
schloss. Ähnlich wie im Baugewerbe besteht das Hotel-
personal in vielen Ländern zu einem grossen Teil aus
Migrantinnen undiMigranten, die besonders bedroht sind
durch diskriminierende Arbeitsbedingungen. Als Accor
1997 in Australien für eine neue Hotelkette Arbeitsverträge
anwenden wollte, welche die sonst in Australien üblichen
Kollektivverträge iunterbot, intervenierten die dortigen

Damals sollte auf dieser Baustelle ein Baustellenrat
eingerichtet wer,den, damit die Arbeiter :ihr Mit-
spracherecht besser nutzen können. Die im: Baukon-
sortium beteiligten in- und ausländischen Bauunter-
nehmen wehrten :sich zunächst gegen ein solches Mit-
sprachegremium. iNach einer lntervention der :GBl beim
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Europäischen Beriebsrat der Skanska und unter Berufung
auf den Verhaltenskodex hat sich dieses Unternehmen
schliesslich für die Einsetzung eines Baustellenrates aus-
gesprochen, was mitentscheidend war für die Durchset-
zung dieser Forderung im Konsofiium.

CSR, Corporate Social Responsibility, ist ein
umfassenderes Konzept zur sozialen Verantwortung v0n
Unternehmen, das u.a. auch Verhaltenskodizes beinhalten
kann. Verschiedene, vor allem ¡nternational tätige
Unternehmen haben inzwischen unte,r dem Drucr von
Gewerkschaften und anderen Nichregierungsorgani-
sationen aber auch unter dem Druck von Anlegern wie
Pensionskassen oder <Ethik-Fondsr eigene Konzepte zur
Sozialen Verantwortung entwickelt. ln Genf hat der World
Business Council for Sustainable Development, 0er v0n
Stephan Schmidheiny gegründet wurde und dem auch
zahrleiche Schweizer Konzerne angehören, solche Kon-
zepte entwickelt. Das Konzept der CSR beinhaltet zwar
formal auch immer den Einbezug der trStakeholderr, atso
auch der Beschäftigten. Oft wird CSR von Unternehmen
aber auch als Gegenstrategie verwendet, um eigene Kon-
zepte ohne Arbeitnehmerveftretungen und Gewerk-
schaften zu entwickeln und umzusetzen. Besonoers
kritisch ist dies, wenn keine echte Kontrollinstanz einge-
setzt wird, welche die vereinbarten Grundsätze tatsäch-
lich umsetzen und überwachen kann.

Nur der Vollständigkeit halber sei en¡vähnt, dass es auf
europäischer Ebene auch bereits branchenweite Verein-

barungen gibt, die u.a. auch die grundlegenden Arbeit-
nehmerrechte beinhalten, so z.B. im Textilselctor. Aller-
dings beschränken sich diese Abkommen auf allgemelne

Richtiinien, die sich an die Sozialpartner in den einzelnen

Ländern richten und nur empfehlenden Charakter haben.

Eine ausgedehnte Diskussion hat es in den letzten Jahren
über Sozialklauseln im internationa[en Handel gegeben.

Mit diesen Sozialklauseln sollen alle WTO,Staaten ver-
pflichtet werden, grundlegende Arbeitnehmerrechte
gemäss lL0-Übereinkünften einzuhalten, also auch die

Grundsätze der Nichtdiskriminierung. Für den lnterna'
tionalen Gewerkschaftsbund ist diese Verknüpfung des

WTO-Prozesses (weitere Liberalisierung des Dienstleis-
tungsverkehrs und des Kapitalexpo,rts) mit den lL0-
Bestimmungen eine der wichtigsten 'Forderungen, um der

zunehmenden Globalisierung der Märkte und den damlt

verbundenen Gefahren konkrete Sozialverpflichtungen
entge ge nzu setze n.

Kritische Einschätzung
Gesa mtarbeitsverträ g e, Betriebsvereinba rungen und Ver-

ha ltenskodizes für m ultinationa le Unternehmen sind tau g-

liche l,nstrumente, um die grundlegenden Arbeitneh-

merrechte und wichtige Grundsätze einer Politik der

N i chtdiskriminierung und I nte gration f ür die U nternehmen

verpflichtend festzulegen. Sie sind zu'dem lnstrumente, die

zum eigentlichen Kerngeschäft der Sozialpaftner gehören

und so auch bei ieder Verhandlung auf den ììsch gebracht

und mit genügend gewerkschaftlichem Druck auch

realisieft werden können.

Trotzdem möchte ich einige kritische Anmerkungen zur

Wirksamkeit solcher allgemeiner Vereinbarungen
ma chen.

t

I



mensle¡tung zu Gegenmassnahmen gezwungen werden
kann. Ein solches individuelles Vorgehen setzt die, Kennt-
nis aller Bestimmungen und Fakten voraus und ist ohne
die Unterstützung ; einer Gewerkschaft oderi eines
Betriebsrates kaum idenkbar. Zudem besteht stärker als
bei einer kollektiveniAktion die Gefahr von Repressionen
durch Vorgesetzte 0der gar Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. , ;

Vereinbarungen gegen Diskriminierungen, insbes.ondere
solche allgemeiner Art in GAV oder Kodizes, brauchen
deshalb Kontroll- und Umsetzungsmechanismen. Nötig ist
z.B. eine zentrale Klage- und Anlaufstelle, wire eine
paritätisch zusammiengesetzte Kommission, ein Aus-
schuss des Betriebsrates oder eine 0mbudsperson.
Zudem müssen natûrlich alle Arbeitnehmenden über diese
Möglichkeiten unterrrichtet werden. Bei Volkswagen
erhalten z.B. alle Beschäftigten eine Broschüre, in:der die
Problematik v0n Diskriminierungen, Mobbing und
sexueller Belästigung aufgezeigt und über die Mögf ichkeit
zur Gegenwehr inforrniert wird. .

Vereinbarungen sollten, wo immer möglich, nicht nur den
passiven Schutz vor rDiskriminierung sondern auch aktive
Massnahmen zur Umsetzung und lntegration beinhalten.
Zu denken ist hier aniArbeitskreise, in denen sich Minder-

heiten artikulieren, können, lntegrationskurse für Migran-
ten (Sprache, Kultur), aber auch Schulung für Vorgesetzte
und Lehrmeister. .

Gerade bei weltweit gültigen Kodizes ist manchmal die
Realität im wahrSten Sinne weit weg von den hehren
Absichten der Verfasserinnen und Verfasser. Wie kann
z.B. ein Arbeiter, ieine Arbeiterin in einer chinesischen
I KEA.M öbe lfa brik :seine Re chte g em äss I KEA,Verha ltens.
kodex wahrnehmen? Eine wichtige Voraussetzung zur
Umsetzung solcher Bestimmungen sind deshalb Gewerk-
schaftsfreiheit und die Existenz einer aktiven, unab-
hängigen Gewerkschaft bzw. Betriebskommission vor 0ft.
Zudem wird in vielen Fällen auch die Zusammenarbeit der
Gewerkschaften :mit anderen NG0's wie Menscnen-
rechtsorganisationen und Umweltverbänden niötig sein.
0hne eine gewisse 0rganisation und wachsame Akt¡vität
vor 0rt, zusammen mit einer internationalen Vernetzung,
bleiben solche BesTimmungen zunächst e
<Papier ist geduldigu, und die beste Ga i,,,,

geduldiges Papier: ist eine unabhängige :::i

ungeduldige Gewerkschaftsbasis.

Europäische Kommission, GDV/D: Der Europäische Soziale Dialog; Sonder-
nummer: Verhaltenskodiies und Soziallabel, Luxemburg'l ggg

Europäische Kommissiori, Generaldirektion für Beschäftigung undiS6¿¡¿¡s5; ¡¡t
sozialeVerantwortungdèrUnternehmen,Luxemburg2002

Fine gute Übersicht übei existierende Verhaltenskodizes, eine Musterverein-
barung sowie der Kurzteit der lL0-Konventionen über grundlegenfle

Arbeitnehmerrechte findet sich auf der Homepage des IBBH: www ifbww.org
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Die Migration und
die Preka risieru n gsfa [[e

Alte und neue M¡gration und ihr Einfluss
auf die Arbeitsbedingungen in der Schweiz

Die Einführung des freien Personenverkeh¡s zwischen der Schweiz und
de¡ EU hat die Diskussion um die Auswirkungen einer verstärkten Mi-
gration auf den Arbeitsmarkt, das Lohnniveau, die Arbeitsbedingungen
und die Sozialbeziehungen wieder angefacht. Dieser Einfluss hängt
natü¡lich auch davon ab, inwieweit die ,alten. und die >neuen< Arbeìts-
migrantlnnen selbst neuen Diskriminierungen und Prekarisierungsten-
denzen ausgesetzt sind.Je besser der soziale Schutz und die Integration,
je höher der Grad der >Freizügigkeit. und je geringer die Abhangigkeit,
desto weniger besteht das Risiko, dass Migration im Rahmen einer
allgemeinen Prekarisierungstendenz ausgenutzt werden kann. Für die
Migrationspolitik im Zeichen des freien Personenverkeh¡s mit der EU
gilt dieser Zusammenhang erst recht.

Ein Grossteil der Migrantinnen und Migranten schlägt in der Schweiz
Wu¡zeln. Fast 60 Prozent der ständigen, so genannten ausländischen Be-
vôlkerung lebt und arbeitet seit mehr a1s lOJahren hier, davon die Hälfte
(fast 300/o) über 20Jahre. Und das trotz objektiv oft prekärer Aufent-
haltsbewilligung oder Lebenssituation. Tâtsächlich hat in der Schweiz
jede vierte Arbeitsk¡aft keinen Schweizer Pass. Ohne die Arbeit der Mi-
grantinnen und Migranten würden ganze Branchen nicht funktionieren.
2004 steÌlten sie beispielsweise im Gastgewerbe 53 P¡ozent des Arbeits-
voìumens, im Baugewerbe 35 Prozent, in privaten Haushalten 36 P¡o-
zent, in der Industrie S4Prozent, im Gesundheits- und SoziaÌwesen 23
Prozent (BFS, 2006). Wenn die Schweizer Wirtschaft einen Aufsch*ung
erlebt, fehlen ihr Arbeitskräfte.

Auf allen Stufen des schweize¡ischen Arbeitsmarktes findet eine Dis-
kriminierung nach Herkunft statt. Sie fusst auf der a¡beitsrechtlichen

Hans Baumann

1948. lic rer. pot MAES, Ökonom der Ge-

werkschaft Un¡a

Vania Atteva

arbe¡tet fùr d¡e Gewerkschaft Un¡a und den

Schweizerischen Gewerkschaftsbund SGB

im Bereich Migration und lntegration
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Stellung und geografischen Her-
kunft der Migranten. Eine¡seits

wirken sich die gesetzlichen

Grundlagen grundlegend negativ
aus (Ausländerrecht, Aufenthalts-

bewilligung, Anerkennung der
Ausbildung etc.), andererseits wer-

den Migranten punkto Berufsbil-
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dung, Einstieg ins Berufsleben, Anstellung, Lohn, Beförderung, berufli-

cher weiterbildung usw. konkret benachteiligt. so erhalten A¡beitsk¡åiJte

ausländischer Herkunft tiefere Löhne als schweizerinnen und schwei-

zern, und sie sind auch in Kaderpositionen urìtervertreten' Viele Mi.

grantinnen und Migranten der ersten Generation werden nach wie vor

stark benachteiligt, weil ihre Ausbildungen und Diplome in der Schweiz

nichi ane¡kannt werden. Da Migranten in st¡ukturschwachen Branchen

übe¡vertreten sind, sind sie häuflger von Arbeitslosigkeit betroffen (AI-

leva, 2006). Untersuchungen des Bundesamtes fur Statistik bestätigen'

dass der Grund dafur primär in einer Diskriminierung, nicht 'nul in

eine¡ schlechteren Bildung tiegt- Auch die Produktivitát der Migranten

ist kein G¡und für die durchschnittlich höhere Arbeitslosigkeit in dieser

Bevölkerungsgruppe (Haug/Wanner, 2005)'

Das Freizügigkeitsabkommen mit der EU hat zwar die rechtliche

Situation vieler Migrantinnen und Migranten in der Schweiz wesentlich

verbessert. Doch gleichzeitig hat es einen Graben geöffnet, denn Nicht-

EU-Bürger sind rechtlich erheblich benachteiligt. Dieses Faktum täuscht

manchmal über die Tatsache hinweg, dass in der Arbeitswelt beide -
sowohl EU- als auch Nicht-EU-Bùrger - prekären Bedingungen unter-

worfen sein können Die zunehmende Flexibilisierung und Deregulie-

rung führen zu einer generellen Prekarisierung der A¡beitswelt' Opfer

sind insbesondere Migranten, am extremsten sind die Auswirkungen auf

die so genannten Sans-PaPiers.

Aufenthattsbewitti g u n g u n d Stettu n g i m Arbeitsma rkt

Vergleicht ma¡ - bei sonst gleichen Voraussetzungen - den Aufent-

haÌtsstatus der Erwerbstätigen mit ihrer stellung im Arbeitsmarkt, so

manifestiert sich ein kìar negativer Einfluss' Bei Niedergelassenen ist er

weniger stark als

chungen zeigen,

Aufenthaltsrecht

die Herkunft hat einen grossen Einfluss auf die Löhne (Flückiger/de

Coulon, 2000. De Coulon et a1., 2003. Stutz, 2003)' Erfahrungen aus

dem Gewerkschaftsalltag zeigen zudem, dass langiährige Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer aus Nicht-EU-Staaten mit einer Jahresauf-

enthaltsbewilligr:ng B seit einigenJahren beim Stellenwechsel oder bei

der Stellensuche stark benachteiligt werden'

Die Löhne de¡ Arbeitnehmer mit Bewilligung B unterliegen einer

chen werden sie von jenen für hoch

zialisten gePrägt (Chemie, Banken,

Arbeitnehmern mit Bewilligung B
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Der Etnfluss uon Aufenthalßstatus oder Herkunfi auf d.as Einkommen
(im Wrgleich <u Schuei<er Arbeitskrrrfien)

Aufenthaltsstatus

Ku¡zaufenthaltsb ewilligung

Jahresaufenthaltsbewilligung
Niedergelassene

Grenzgânger

Sonstige BewiÌligungen

Herkunfi

Tiaditionelle Auswanderungsländer (Italien, Spanien,
Portugal, ehem.Jugoslawien, Türkei)
Ubriges Westeuropa

Ubriges Osteuropa
Af¡ika
Amerika
Asien

- 13,60/o

- 4,50/o

- 3,60/o

- 7,2Ô/o

- 15,990

- lt q0/"

- 4,70/o

_rq qrt"

- 4l qo/n

_ lR R0/"

- 20,40/o

Almerkung: Die Auswe¡hlngen nach Aufenthaltsstatus und Herkunft lassen sich
nicht kumulieren. Sie basie¡en auf zwei verschiedenen Unte¡suchunsen. die
jeweils den einen Aspekt analysierten und den anderen ausklammertenl (óuer-
len: de Coulon et a1.,2003. Stutz,2003)

(EU und Nicht-EU) imJahr 2004 insgesamt die zweittiefsten Löhne be-
zahlt. In einigen Branchen haben sich die Löhne im Vergleich 2u2002
leicht verringert, deutlich im Gartenbau und in Teilen des ve¡arbeiten-
den Gewerbes. Nur die Löhne der Kurzaufenthalter (Bewilligung L-EG)
sind 2004 im Schnitt noch tiefer. Bei den A¡beitnehmern mit Bewilligung
L kannjedoch in Branchen, die einen hohen GAV-Abdeckungsgrad auf-
weisen, ein deutliche¡ Lohnanstieg im Vergleich zu 2002 festgestellt wer_
den (Baugewerbe, Gastgewerbe). Bei den Grenzgängerinnen und G¡enz-
gängern (Bewilligung G) zeigt ein Vergleich der Zahlen von 2002 und
2004 Bewegung in Branchen aller Sektoren auf. Dabei sind die Löh¡e
in einigen Branchen vor aiÌem im unteren Bereich der Lohnbreite gesun_
ken. Andererseits wurden aufgrund de¡ hohen Spezialisierung in eini-
gen Branchen Toplc;hne bezahlt, diejene von Schweizern übertrafen.

Freier Personenverkeh r m it neu en M i g rationsform en
Ausgehend von den Erfahrungen im europäìschen Ausland, befurchte-
ten die Schweizer Gewerkschaften vom - seit 2002 schrittweise einge_
fùh¡ten - freien Personenverkehr mit der EU, dass entsandte A¡beit-
nehmende, die mitihren Firmen in die Schweiz kommen, zu tiefe¡en als
ortsüblichen Löhnen beschäftigt werden könnten, und dass ,unechte,
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Monatlicher Bruttolohn der SchueiZer und Auskjnder nach Anu¿senh¿ißbewil-

ligung, prirater und ffintlicher Sektor (Bund) zusammen, 2004

5chwetrer

Ar¡çlä¡der

Kuzaule¡th¡lter

AufÉnthalter

Niedergelassene

arenzgãngèt

2 000 4 000

Quelle: Bundesamt fur Statistik (BFS)

Selbstständige ode¡ bei Schweizer Firmen beschäftigte Ku¡zaufenthalter

zu teilweise Prekären Bedingungen angestellt würden. Das hätte das all-

gemeine oder branchenspezifrsche Niveau der Lohn- und Arbeitsver-

hältnisse noch mehr unter Druck gesetzt, als es ohnehin schon der Fall

war. Die zunehmende Prekarisierung áusserte sich unter ande¡em in ei-

nem steigenden Anteil von Sozialhilfe-Bezügern und so genannten Wor-

king Poor, die zwar voll arbeiten, aber zusätzlich Sozialhilfe beziehen

mässen (Pebzzari,2006). Die ersten Erfahrungen nach 2004 zeigten, dass

eine neue Arbeitsmigration am Entstehen wa¡) die vor allem bei weni-

ger qualiflzierten Stellen, etwa in der Landwirtschaft und im Gartenbau,

von einer Prekarisierung bedroht wa¡ und die Arbeitsbedingungen

einem erhöhten Druck aussetzte. In der Folge forderten die Gewerk-

schafteû im Hinblick auf das Personenfreizügigkeitsabkommen mit den

zehn neuen EU-Ländern, dass die flankierenden Massnahmen nachzu-

bessern seien (Baumaln, 2005).

Kurzaufenthatter und Prekäre
Arbeitssituationen nehmen zu

Eine AnaJyse der Wanderungsbewegungen seit 2002 kann über die Aus-

wirkungen der neuen Arbeitsmigration auf den Schweizer Arbeitsmarkt

wenigstens quantitativ Aufschluss geben. Daraus können aber auch erste

Schlussfolgerungen auf mögliche Prekarisierungstendenzen abgeleitet

werden.

I 000 12 030

Franken
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Es wird kaum überraschen, dass der f¡eie Pe¡sonenverkehr mit der EU
bereits in den wenigenJahren seit seiner Einführung einen bedeutenden
Einfluss auf die Migration hatte. Seìt 2002 hat der WanderungssaJdo der
ständigen Wohnbevölkerung aus Drittstaaten Jahr fur Jahr abgenom-
men. Die Einführung des freien Personenverkehrs, gekoppelt mit der
Beschränkung der Zulassung von Angehörigen aus Drittstaaten, ver-
schiebt die Zuwanderung eindeutig hin zu Bürgerinnen und Bürgern aus
dem EU-l5,zEFIA-Raum, allen voran aus Deutschland und portugal

(Weber/Gasser,2007). Der Zuwanderungssaldo ùber alle Staaten blieb
aber bezüglich der ständigen Wohnbevölkerung in den letztenJahren
ungefähr konstant und bewegte sich um 40'000 Personen proJahr (se-

co,2007).

Entwicklung der Ausldndergruþpen aon lgg0 bis 2006
(s nndige Wo hnb ea ö lkerung)

+serb€¡ und Mo.tcnegro, Kro¿t ê
Slowenicn, Bos¡ên und Heuegow n¡
Måzedon en (brs l 995: ehem¿Ì9r

QueÌlen: BFS - Ausländerinnen und Auslànder in der Schweiz: Bericht 2006.
BFM - Ausländer- und Asylstatisiik 2007.

Fùr unsere Fragesteilung wichtiger als die ständige Wohnbevölkerung ist
die Entwicklung der nicht ständigen Wohnbevölkerung, also der Er-
werbstätigen, die als Kurzaufenthaiter oder Grenzgängerinnen in die
Schweiz kommen und zu jenen Arbeitnehmern gehören, die eher zu
prekâren Bedingungen beschaftigt werden. Vor allem mit dem Wegfall
der Bewilligungspflicht und dem Übergrng zu einem reinen Meldever-
fahren (Meldepflicht) für Kurzaufenthalte¡ aus der EU, die unte¡ drei
Monaten in der. Schweiz bleiben, sind merkliche Veränderungen fest-
zustellen.

Die Zatrl der kurzfristig beschäftigten Migranten hat sich in der
Schweiz in den ietztenJahren wie folgt entwickelt:
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Einreise aon Kurzaufenthalt¿rn in die Schw¿iz

Juni 01-
Mai 02

Juni 02-
Mai 03

Juni 03-
Mai 04

Juni 04-
Mai 05

Juni 05-
Mai 06

Kurzaufenthalter

bis 4 Monate+ 51',322 55 380 52'353 25'.7t4 25'532

Kurzaufenthalter

4 bis 12 Monate 72',354 77'299 64'881 72',984 B5'679

Total 123'676 r32',679 117'234 98'698 111'211

+ abJuni 2004 ohne Meldepflichtige. Quelle: seco, 2007

Die Zahl der Kurzaufenthalter, die mehr als vie¡ Monate bleiben, hat

sich also deutlich erhöht. Dabei lag die Zunahme der Angehörigen von

Drittstaaten mit 19.3 Prozent (2004-2005) beziehungsweise 25.8 P¡ozent

(2005-2006) noch etwas höhe¡ war als bei den EU-15-Argehorigen'

Letztere sind aber zunehmend als Meldepflichtige in die Schweiz ge-

kommen, was sich abJuni 2004 am deutlichen Rückgang der bewiÌli

gungspflichtigen Migranten mit einer Aufenthaltsdauer unter vie¡ Mo-

naten zeigt. Insgesamt sind aus den EU-I5-Staaten rund dreimal so viel

Kurzaufenthalter eingereist wie aus Drittländern.

Die ZahI der meldepflichtigen Personen aus den EU-15-Staaten, die

fùr eine Beschaftigungsdauer von unter d¡ei Monaten in die Schweiz ka-

rnen, entwickelte sich folgende¡massen:

Anza hl M e I d e pf li c h ti ge

+ 2004 nur vonJuni bis Dezember Quelle: Bundesmt für Migration BFM, Aus-

wertung der ZAR-Daten

Von 2005 bis 2006 ist eine deutliche Zunahme von ùber 16 Prozent zu

verzeichnen. Werden die rund 108'000 Meldepflichtigen imJahr 2006

zu den etvva 111'000 übrigen Kurzaufenthaltern hinzugezåihlt, so ergibt

sich eine Zahl von rund 220'000 eingereisten Kurzaufenthaltern. In der

Periode vonJuni 2001 bis Mai 2002 wa¡en es noch rund 124'000. In vie¡

Jahren ergab sich also eine Steigerung um 77 P¡ozent.

2004* 2005 2006 Veränderung

05/06

in o/o

Gesamttotal

Landwirtscha-ft

Industrie u. Handwe¡k
Dienstleistungen

43 938 92 830

5 095

43 875

43 860

t07 941

4 690

49 760

53 491

t5 lll
- 405

5 BB5

9 631

16.3

- 7.9

13.4

22.0
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Das erste Quartal desJahres 2007 deutet daraufhin, dass sich die Zu-
nahme der meldepflichtigen Kurzaufenthalte¡ nochmals beschleunigt.
Gegenüber dem Vorjahresquartal nahmen sie um 22 Prozent zu, in Auf-
enthaltstagen gemessen sogar um 25 Prozent. Dies ist nicht zuletzt die
Folge einer stark verbesserten Beschäftigungslage und einer steigenden
Nachfrage nach Arbeitskräften. Allerdings ist aufgrund der zahlreichen
Meldungen der tripartiten Kommissionen über Verstösse gegen die Mel-
depflicht davon auszugehen, dass viele Arbeitsmigranten aus den Nach-
barländern, die kurzfristig über die G¡enze kommen, gar nicht gemel-
det werden. Hier dürfte es eine hohe Dunkelziffer geben.

Temporärarbeit' Das Risiko kumuliert sich
Die Gefahr von Lohndumping u¡rd Prekarisierung der Arbeitsbedingun-
gen ist grösser, wenn die kurzfristig in de¡ Schweiz tätigen Arbeitsmi-
grantinnen und -migranten in Bereichen tätig sind, wo die Löhne und
Arbeitsbedingungen ohnehin schon unterdurchschnittlich sind. Die Ver-

teilung der Meldepflichtigen auf Branchen ergibt einen Hinweis, ob das

der Fall ist.

Anaahl Meldepflichtige nach Wirßchafisbranche 200 6

Quelle: Bundesamt für Migration BFM, Auswertung der ZAR-Daten

Kurzfristig beschäftigte qualifizierte Arbeitsmigranten, die beispielswei-
se im Banken- und Versicherungsbereich oder im Gesundheitssektor

arbeiten, können zwar tendenzieli das Lohnniveau negativ beeinflussen,

doch können die Beschäftigungsverhältnisse in diesen Bra¡rchen kaum
als prekär bezeichnet werden. Demgegenüber trifft man übe¡ die Håilfte

der Meldepflichtigen im Baugewerbe und in Temporärfirmen an, die
wiederum vor allem für den Bausektor tätie sind. In diesen Bereichen
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2005 2006 Veränderung in o/o

Gesamttotal 92'830 107',g41 15'r 11 163

Industrie. Gewerbe 12',414 14',990 2',576 20.8
Baugewerbe 3r',O87 34',368 3',281 i0.6
Gastgewerbe 7'604 7',765 161

Handel 3',231 4',036 805 24.9

Banken. Versich.. Dienstleist. 4',099 í',377 r'278 3 r.2

Personenverleih 14'529 20'707 6',178 42.5

Sonstige Dienstleistungen I1',s84 13',083 1',499 12.9

davon Gesundheits- und
Veterinärwesen, Heime 2',583 2'736 r53 59
Ubrige B'282 7',615 - oo/ - 8.1
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werden neben gut qualifizierten auch viele ha-lb- oder wenig qualifrzier-

te Ku¡zaufenthalter zu tiefen Löhnen beschäftigt' Besonde¡s Personen

aus jenen Regionen unserer Nachbarländer mit hohen Arbeitslosen-

quoten sind oft bereit, schlechtere Arbeitsbedingungen in Kauf zu neh-

men, um der Arbeitslosigkeit zu entgehen. Kurzaufenthalter beziehen

deshalb von allen Arbeitsmigranten und -migrantinnen auch mit Ab-

stand die tiefsten Ltthne (siehe Grafik 'Monatlicher Bruttolohn der

Schweize¡ und Auslánder nach A¡rwesenheitsbewilligung')'

Im Baugewerbe haben die ausländischen Ku¡zaufenthalter zu einem

grossen Teil die weniger qualifizierten A¡beitsplätze der ehemaligen Sai-

sonniers eingenommen. Insgesamt nahmen im Baugewerbe von 2002

bis 2006 über 30'000 neue A¡beitskräfte aus der EU eine Tätigkeit auf

(Lampart, 2007). Alterdings gibt es auch im Baugewerbe qualifizierte

Kurzaufenthalter aus Nachba¡ländem, die vor allem in der situation stei-

gender Beschäftigung eine bessere Verhandlungsposition gegenüber

dem Arbeitgeber haben'

Abgesehen von den entsandten Arbeitnehmenden, die nach ihrem

Einsatz in der Schweiz in der Regel in der gleichen Firma im Heimat-

land verbleiben oder von ihr in einem Drittland eingesetzt werden, ist

es typisch für die A¡beitsverhãÌtnisse der Kurzaufenthalter, dass sie nach

einem Einsatz von wenigen Wochen oder Tagen wiede¡ arbeitslos wer-

den oder die stelle wechseln müssen. Das erzeugt einen zusätzlichen

Druck. Dort, wo es Gesamta¡beitsverträge (GAV) gibt' we¡den sie in der

Regel bestenfaìls zu den vorgeschriebenen Mindestlöhnen beschäftigt,

wo es keine GAV gibt, werden sie oft unter den orts- und branchen-

ùblichen Arbeitsbedingungen beschäftigt. Bei mehrfachen verstössen

gegen die Ortsüblichkeit haben die für die lJberwachung eingesetzten

tripartiten Kommissionen ledigtich die MögÌichkeit, ein relativ kompli-

ziertes Instrumentarium in Gang zu setzen, um in den betroffenen Be-

reichen über einen Normalarbeitsvertrag verbindiiche Mindestlöhne

vorzuschreiben oder einen eventuell vorhandenen GAV als allgemein

verbindÌich zu erkláren. Tiotz vieìen nachgewiesenen Missbräuchen ist

dieses Instrumentarium bisher aber erst einmal angewendet worden'l

Als besonders problematisch hat sich der Personalverleih erwiesen'

Hier hat das Beschäftigungsvolurnen in der Schweiz in den letzten drei

Jahren um 60 Prozent zugenommen. Der Anstieg geht seit 2003 fast aus-

schliesslich auf das Konto ausländischer staaßbürgerinnen und -bürger,

deren Temporärarbeitsvolumen sich um mehr als 60 Prozent erhöhte

(Bianchi/Lampart,2007). Auch das seco bestätigt den Zusammenhang

zwischen dem freien Personenverkehr und der Zunahme von Tem-

porärarbeit (seco, 2007)' Personalfirmen stellen also zunehmend aus-
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lä¡dische Kurzaufenthalter ein und verleihen sie weiter a¡ Schweizer

Firmen, vor a-llem im Baugewerbe. Bei so vermittelten Personen ergibt
sich das zweifache Risiko des Kurzaufenthalts, kombiniert mit den üb-

lichen Risiken einer temporär ve¡mittelten Stelle, das heisst unsichere

Beschäftigung, kurze Kündigungsfristen, oft Lücken in der Sozialversi-

cherung, schlechtere Integration in den Betrieben, wenig Möglichkeiten
fü¡ Aus- und Weiterbildung, höheres Unfallrisiko. Dies wird in der Re-

gel auch nicht mit einem höheren Verdienst kompensiert. Im Gegenteil.

Der Pe¡sonalverleih galt und gilt als eine der Risikobranchen bezüglich

missbräuchlicher Lohnunterbietung. Vor allem kleinere Personalverleih-

betriebe versuchen immer wieder, GAV-Regelungen zu umgehen. 2006

hat die tripartite Kommission im Kanton Zürich bei 29 Personalve¡-

leihbetrieben Lohnbuchkontrollen wegen Verdachts auf Lohndumping
durchgefuhrt. Dabei rvurden bei 30 Prozent aller kontrollierten Arbeit-

nehmenden zum Tèil deutliche Unterbietungen der orts- und branchen-

üblichen Löhne festgestellt (seco,2007). Bei den Kontrollen imJahr 2007

ist der Anteil der missbräuchlichen Löhne soear auf über 50 Prozent

angestiegen.

Die Grenzregionen sind besonders betroffen
Eine weitere Kategorie von Arbeitsmigranten, die nicht zur ständigen

Wohnbevölkerung zählen, sind die Grenzgängerinnen und Grenzgän-

ger, deren Status durch den freien Personenverkehr entscheidend ver-

bessert wurde. Nach dem ersten Liberalisierungsschritt 2002 hat ihre

ZahI ttotz ungünstiger Beschãftigungslage kontinuierlich und über-
durchschnittlich zugenommen- Mit der Verbesserung der Konjunktur-
lage ab 2005 hat sich der Zuwachs noch beschleunigt, wie folgende Gra-

fik zeigt.

Wrtinderung tm Bestand der Grenzgcingerlnnen (ln oþ

Quelle: seco, 2007

Grenzgänger befrnden sich oft in einer anderen Arbeitssituation als

Ku¡zaufenthalter, weil sie in der Schweiz meist låingerfristige und stabi-

lere A¡beitsverhältnisse eingehen. Auch sind sie im Durchschnitt besser

qualifiziert und deutlich besser bezahlt als Kurzaufenthalter.2 Ein Pro-

blem liegt hier mehr in der Konzentration dieser Beschäftigten auf ganz

wenige Regionen. Während nãmlich Grenzgängerinnen und -gänger im
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Schweizer Durchschnitt nur 4.8 Prozent der Beschäftigten ausmachen,

liegt dieser Anteil in Genf bei fast 19 Prozent, in Baselstadt bei 20 und

im Tessin sogar bei über 22 P¡ozentl (seco, 2007) Diese Konzentration

schafft in den betroffenen Regionen einen gewissen Druck auf den Ar-

beitsmarkt und wirkt sich damil indirekt auf die Arbeitsbedingungen

aus. So zeigt die Arbeitsiosenquote in den Regionen mit besonders ho-

hem Grenzgängeranteil, nämlich der Region Lémanique (mit Genf) und

der Region Tessin, einen im Vergleich zu den übrigen Regionen unty-

pischen Verlauf. Nach 2003 stieg die Arbeitslosenquote in diesen beiden

Regionen noch deutlich, während sie in den übrigen Regionen sta-

gnierte oder abnahm.

Entuicklung der Arbeitslosenquote nach Grossregionen

Quelle: Seco

Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit hängt zwar von vielen ve¡schie-

denen Faktoren ab, dennoch liegt es nahe, dass die überdurchschnittli

che Zuwande¡ung, vor allem von nicht ständigen Arbeitsmigranten, in

diesen beiden Regionen mit de¡ Enlwicklung der Arbeitslosenquote

zusammenhängt und so ein gewisser, zusätzlicher Druck in fuchtung

prekäre Arbeitsve¡hältnisse entsteht. Besonders augenfällig ist es im Tes-

sin, wo zu¡n hohen Bestand an Grenzgängem, die im Gegensatz zur

übrigen Schweiz oft prekär beschäftigt sind, noch eine relativ grosse Zahl

von Ku¡zaufenthaltern hinzukommt. Darüber hinaus ist bei den Mel-

depflichtigen der Anteil der so genannten selbstständig Erwerbenden

aus Italien, die oft einen fragwürdigen Status haben, ebenfalls seh¡ hoch.

Diese prekären Formen von A¡beitsmigration sind eine¡ der Gründe,

warum im Tessin in sewissen Berufen Tiefstlöhne bezahlt werden. Tät-
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sächlich verdienen 10 Prozent aller Tèssiner A¡beitnehmenden weniger

als 2900 Fra¡iken pro Monat fu¡ eine Vollzeitarbeit. Auch der Unter-
schied bei den durchschnittlichen Löhnen bleibt anhaltend hoch, liegen

doch die Tessine¡ Löhne 13 Prozent unter dem Du¡chschnitt der übri-
gen Schweiz (BFS, 2006).

Die Auswirkungen der neuen Arbeitsmigration auf die Arbeitsbedin-

gungen und Löhne lassen sich fur einzelne Branchen und Regionen also

relativ klar belegen. Demgegenüber sind die Effekte auf das gesamte

schweizerische Lohnniveau schwieriger auszuleuchten. Tätsache ist, dass

die Reallöhne in der Schweiz in den letztenJahren kaum mehr gestie-

gen sind. Dies im Gegensatz zu den Gewinnen und zur Entwicklung der

Arbeitsproduktivitát. Die Folge ist eine massive UmverteiÌung von Ar-
beit zu Kapital (Baumann, 2006). Eine Diskrepanz zwischen Lohnent-

wicklung und Arbeitsproduktivitäi ist aber in vielen europäischen Län-

dern zu beobachten und kann ganz verschiedene lJrsachen haben. In
einer lJntersuchung über die Auswirkungen des freien Personenver-

keh¡s und der EU-Erweiterung auf den Schweize¡ A¡beitsmarkt kommt
FÌückiger (2006) zum Schluss, dass die mehr oder weniger grosse Prä-

senz von Arbeitsmigranten einen gewissen Einfluss auf das Schweizer

Lohnniveau hat. Auch das seco gibt zu, dass das erweiterte A¡beitsan-

gebot durch den freien Personenverkeh¡ "die Arbeitskräfteknappheit in
gewissen Bereichen gemindert hat und damit den Lohnanstieg... hin-

auszögert<. Dies sei aber ökonomisch nicht unerwijLnscht, da auf "diese
Weise der Beschäftigungsaufschurrng nicht vorzeitig durch einen zu star-

ken Lohnauftrieb gedämpft wird" (Weber,/Gasser, 2007).

Die Abschaffung der Kontingente ab l.Juni 2007 und damit das Recht

von EU-15-Bürgern auf eine A¡beitsbewilligung, dürfte entgegen vieler
Befürchtungen eher weniger Druck auf die Lohn- und Arbeitsbedin-

gungen zur Folge haben. Migrantinnen und Migranten aus den EU-15-

Staaten sind nicht meh¡ auf den Status von Meldepflichtigen oder

Kurzaufenthaltern und auf prekäre, temporäre Stellen angewiesen: Sie

können beijedem Aufenthalt in der Schweiz in eine reguÌäre, gut be-

zahlte Stelle wechseln.

Migranten aus Drittstaaten sind
besonders häufig Working Poor

Prekarisierungstendenzen und ihre Auswirkungen sind auch unte¡ der

ständigen Woh¡rbevölkerung in de¡ Schweiz greifbar. Nicht alle A¡beit-
nehmenden, die Vollzeit arbeiten, haben ein existenzsicherndes Ein-

kommen, das ib¡ren erlaubt, allein oder mit ihre¡ Familie hier zu leben.

Tiotz Vollzeit-Erwerbstätigkeit sind immer mehr Haushalte von Armut
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betroffen. Dabei sind Migranten überdurchschnittlich häufig Working

Poor. Neben der Haushaltsstruktur spielt die berufliche Qualifikation
(nachobligatorische Ausbildung) eine wichtige Rolle. Wie BFS-Studien

belegen, verzeichnen Erwerbstätige in Hotelle¡ie und Gastgewerbe und

vor allem Personen, die fur private Haushalte arbeiten, eine weit über-

durchschnittÌiche Working-Poor-Quote ( 10,50/o bzw. 14,90/o). Überra-

schend ist die ebenfalls erhöhte Gefährdung im Baugewerbe 17,60lo),

obschon hier eigentlich de¡ Anteil an Tieflohnstellen vergleichsweise

gering ist. Die betroffenen A¡beitnehme¡ erzieÌen zwar einen einiger-

massen guten Lohn, der aber nicht ausreicht, um den Haushaltsbedarf

zu decken. Zu unterstreichen ist das allgemeine Ausmass:Jeder 25' Ar-

beitnehmer in der Schweiz, der in einem Haushalt mit mindestens einer

Vollzeitstelle lebt, ist ein Working Poor.

Working-Poor- fu oten nach Nationalitdt im Jahr 2 005

Schweiz 2.9olo

Norden und Westen der EU l.9Vo

Süden der EU 6.50/o

Ubrige 15.00/o

Quelle: BFS - Armut von Personen im Erwerbsalter, 200?

Die Unte¡schiede innerhalb der ausländischen Bevölkerung sind enorm.

Dabei erhöhen bestimmte arbeitsmarktiiche Merkmale und Gegeben-

heiten die individuelle Wahrscheinlichkei! ein Working Poor zu werden.

FoÌgende Faktoren steigern das Risiko: Erwerbstätigkeit ohne dauer-

hafte Arb eitsverträge, Unterb¡üche in der Berufslaufbahn, AnstelÌungs-

dauer, aÌso neu im Betrieb zu sein. Die aktuelle Entwicklung im Aus-

lânderrecht (AuG), die SoziaÌhilfeempfängern und ihren Familien den

Entzug der Aufenthaltsbewilligung androht, setzt Drittstaatsangehörige

mit B-Bewilligung auf dem Arbeitsmarkt weiter unte¡ Druck. Sie wer-

den gezwungen, Arbeit um jeden Preis anzunehmen, was zu einer Ver-

schärfung der P¡ekarisierung fuhrt.

Secondos - Anwärter für prekäre Arbeitsverhältnisse?
Einige Gruppen, besonders Frauen, sind mit dem realen Risiko von

Langzeitarbeitslosigkeit r:¡rd sozia.ler Ausgrenzung konfrontiert. Dieses

fusiko könnte sich fu¡ bestimmte Gruppen der zweiten Generation, die

nur eine minimaJe Ausbildungund eine ungenügende Berufsausbildung

besitzen, noch zuspitzen. Die in der Schweiz geborenen Migrantenkin-

der sind íhren Elte¡n hinsichtlich des Ausbildungsniveaus und der be-

," ìì?..,

ruflichen Position überlegen. Sie sind sozial mobil, innovativ und schnei-

den häufig besser ab als gebürtige Schweizer. Bei de¡ Integration der
,ausländischen< zweiten Generation öffnet sich abe¡ eine gefährliche
Schere: Eine¡seits sind der Grossteil der Secondas/os erfolgreicher als

Schweizerinnen und Schweizer aus der gleichen sozialen Schicht. An-
dere¡seits kommt es bei einem Teil derJugendlichen zum völÌigen Aus-

schluss aus der Arbeitswelt (verhinderter Zugang) (Fibbi/May, 2005).

Kinder undJugendliche wachsen in der Schweiz unter unterschiedlich
günstigen Bedingungen auf, und Erwachsene t¡auen den nachfolgenden
Gene¡ationen oft zu wenig zu. Kinde¡ von wenig gebildeten Eltern
haben schlechtere Chancen auf einen höhe¡en Bildungsabschluss als

Kinder von Eltern mit hohem Bildungsgrad. Neueste Studien (NFP 52)

belegen einmal mehr, dass vor allem Kindenausiändische¡,, schlecht

ausgebildeter und finanziell schwacher Eltern stark benachteiligt wer-
den.Jugendliche aus dem ehemaligenJugoslawien bilden eine beson-

dere Risikogruppe; ihnen ist die Aussicht auf eine bessere Zukunft oft
verbaut. Das widerspricht dem Prinzip der Chancengleichheit und de¡
Ijno-Konvention über die Rechte des Kindes.

Disk¡iminierungen sind schon auf der Stufe der Kleinkindererziehung
(Krippen), im Kindergarten und in der obligatorischen Schulzeit ange-

Iegt. Jugendliche mit Migrationshintergrund besuchen doppelt so häu-

fig Real- ode¡ Sonde¡schulen wie die anderenJugendlichen. Sie haben
deutlich grössere Schwierigkeiten, den Zugang zur Berufsbildung
(Lehrstelle) und zum Arbeitsmarkt (Erstanstellung nach abgeschlossene¡

Lehre) zu finden. Die Diskriminierung trifft alle Secondos, am ausge-

prägtesten Jugendliche aus Nicht-EU-Staaten. Studien zeigen, dass die
Chancen dieserJugendlichen, zu eine¡ Lehrstelle zu kommen, bei glei
cher Qualifikation deutlich geringer sind als diejenigen der anderen
Bewerberinnen und Bewerber. Die Erhebung der Uni Neuenburg zeigt,

dass bei der Bewerbung allein schon der Name eine entscheidende Rol-
le spielt (Fibbi et a1., 2003). Diese Ausschlussmechanismen haben häu-

fig zur Folge, dass bereits integrierte Menschen desintegriert we¡den.
Werden diese Probleme nicht gelöst, sind alle weiterfuhrenden Integra-
tionsbemühungen hinfällig. Das Potenziai ist da, es bedarf bloss einer In-
tegrationspolitik, die gezielt auf der Ebene der Schul- und Berufsbildung
ansetzt (Alleva, 2006).

Prekär prekärer, am prekärsten: Sans-Papiers
Ein beträchtlicher Teil des Schweizer Arbeitsmarktes - vo¡ab in den
Bereichen Haushalt, Landwirtschaft, Gastgewerbe und Bau - ist von
völlig rechtlosen Arbeitsverhäitnissen geprägt. Nicht einmal die Grund-
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rechte werden eingehaÌten. Die Migrationspolitik und die Ausländer-

gesetzgebung des Bundes beschneiden die Migration aus Drittstaaten
(Zulassung nur für besonders Qualifizierte) rigoros, und zwar im Wissen,

dass entsprechende Arbeitnehmerinnen und -nehmer zu Tausenden

beschaftigt werden. Der unsichere Aufenthaltsstatus und dìe fehlende

Perspektive e¡schweren den Kampf um bessere Bedingungen. Die Si.

tuation dieser Arbeitnehmer und ihrer Familien lässt sich nur durch eine

Reguiarisierung und veränderte Zulassungspolitik nachhaltig verbes-

sern. Das Problem der Sans-Papiers geht direkt auf die f¡ühere Saison-

nierpolitik zurück. In den letztenJahren hat ihre Zahl zugenommen.

Gemäss einer offizieÌlen Studie des Bundesamtes für Migration von
2005 gibt es in der Schweiz rund 90'000 Sans-Papiers (Longchamp,

2005). Andere Sudien gehen gar von 150'000 bis 300'000 aus (PigueV

Losa, 2002).

Fazit' Decent work und Mindestlöhne
Die Gleichbehandlung aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer -
ob mit oder ohne Schweizer Pass - ist eine zentrale Forderung in der

Kampagne zur besseren Integration von Migranten. Erst die Gleichbe-

handÌung ermöglicht es schlechte¡ quaÌifizierten Migranten, für ihre
schwere Arbeitstätigkeit - zumeistJobs, die kein Schweizer annehmen

will - einen anständigen Lohn und generell bessere A¡beitsbedingungen

einzufordern. Dazu gehört unter anderem eine grosszügigere Anerken-

nung von im Ausland erworbenen Ausbildungen und Diplomen, die un-

ter ande¡em im Rahmen der Verordnungen zum Berufsbildungsgesetz

Eingang finden müsste- Zudem begünstigen prekäre Aufenthaltsstatute
(Kurz-, Saisonaufenthalt), wornöglich noch kombiniert mit Personen-

verleih, die Diskriminierung am Arbeitsplatz. Sie gehören deshalb auch

für D¡ittstaatsangehörige abgeschafft. Ebenso gilt es den Aufenthalt von
Personen zu regeln, die in der Schweiz seitJahren ohne Aufenthaltsrecht

einer Erwerbstätigkeit nachgehen.

Dort, wo allgemeingültige Gesamtarbeitsverträge die Mindestlöhne

regeln, lassen sich prekäre A¡beitsverhältnisse weitgehend verhindem.
Es besteht ein gewisser Schutz vor Lohndumping, den die paritätischen
Kontrollorgane auch durchsetzen können. Diese Kontrollen sind dank

der fla¡rkierenden Massnahmen zum freien Personenverkehr ausgebaut

worden und funktionieren heute in den meisten Regionen. Die Praxis

in den paritätischen und tripartiten Kommissionen zeigt aber auch, dass

die Lõhne und Arbeitsbedingungen in Bereichen ohne allgemeingültige

Mindeststandards schnell untergraben we¡den können- Relativ wenige

Missbräuche reichen oft aus, um ein ganzes System ins Rutschen zu brin-
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gen. Die heutigen Instrumente, um in Bereichen ohne GAV einzusrei-
fen, reichen nicht aus ode¡ sind zu stumof.

Gute Gesamtarbeitsverträge sind für eine Anti-Diskriminierungsar-
beit, die über die ArbeitsweÌt hinausreicht, ebenfalls wichtig. Eine breite
GAV-Politik mit Mindestlöhnen ist in Ìetzter Konsequenz pure Integra-
tionsförderung, weil nur so verhindert werden kann, dass ve¡schiedene
A¡beitnehmerguppen gegeneinander ausgespielt werden. In der
Schweiz sind nur etwa die Hälfte der A¡beitnehmenden durch GAV
geschützt. Einige dieser Gesamtarbeitsverträge umfassen nicht einmal
Mindestlöhne. Besonders in Bra¡rchen mit hoher Ausländerbeschäfti-
gung braucht es GAV mit anständigen Mindestlöhnen, so etwa in den
Bereichen Privathaushalte, Landwi¡tschaft, Gartenbau und in mehreren
Dienstleistungsbranchen. Das Instrumentarium der fl ankierenden Mass-
nahmen ist so zu verbessern, dass GAV - wie in ande¡en Ländem
üblich - ohne bürokratische Hürden als allgemein ve¡bindlich erklärt
werden können. Ausserdem gilt es MögÌichkeiten zu schaffen, um in
risiko¡eichen wirtschaftsbereichen ohne GAV gesetzliche Mindestlöhne
einzuführen. Das seco beziehungsweise die kantonalen Arbeitsämte¡
soÌlten hier uf Antrag der Gewerkschaften die erfo¡derliche Kompetenz
erhalten.

l 200ó wurde im Kãnton u"", ","11,*1J[Tl3-î mir verbindr¡chen Mindeströhnen
für Haushattsangestetlte ertassen

2 Die Grafik >Monatticher B¡utto(ohn der schweizer und Austånder nach Anwesenheitsbe-
wittigung< zeigt. dass Grenzgångerinnen und Grenzgänger von a[[en Kategorien die am
besten bezahlten Migranten sind. Eine Ausnahme bitdet der Kanton Tessin. wo sie von
atten Kategorien die tiefsten Löhne haben (BFS. 200ó).
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